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Vorwort

Die vorliegende Arbeit wurde im Sommersemester 2016 vom Fachbereich 
Rechts- und Wirtschaftswissenschaften der Universität Mainz als Dissertation 
angenommen. Die mündliche Doktorprüfung fand am 2. Mai 2016 statt. Das 
Manuskript wurde im Dezember 2015 abgeschlossen; nach diesem Zeitpunkt 
erfolgte rechtliche Entwicklungen sowie veröffentlichte Rechtsprechung und 
Literatur habe ich bis November 2016 mehrheitlich nachgetragen. 

In meiner Dissertation habe ich an mancher Stelle das Verhältnis zwischen 
verschiedenen Mitgliedstaaten der EuGVVO auf der einen Seite und dasjenige 
gegenüber sog. Drittstaaten auf der anderen Seite miteinander verglichen und 
dabei das Vereinigte Königreich als Mitgliedstaat der EU und der EuGVVO 
behandelt. Am 23. Juni 2016 stimmte jedoch die Mehrheit der britischen Wähler 
im Rahmen des dort abgehaltenen Referendums für einen Austritt aus der EU. 
Welche Auswirkungen der geplante Austritt auf die Geltung der EuGVVO im 
Vereinigten Königreich und einige der in dieser Arbeit untersuchten Fragen 
 haben wird, ist noch nicht absehbar und wird sich im Wesentlichen nach dem 
Inhalt des Austrittsvertrags richten. 

Mein tief empfundener Dank gebührt allen, die zum Gelingen dieser Arbeit 
beigetragen haben. Allen voran möchte ich mich herzlich bei meinem Doktor-
vater Herrn Professor Dr. Peter Huber bedanken, an dessen Lehrstuhl ich bereits 
seit dem dritten Semester tätig sein darf. Er hat früh meine Leidenschaft für das 
Internationale Privat- und Zivilverfahrensrecht geweckt, war mir in meinem 
Studium ein hervorragender Lehrer und hat mir während der Promotionszeit 
stets mit hilfreichen Anregungen und Ideen zur Seite gestanden und die Ent-
stehung der vorliegenden Arbeit begleitet und gefördert – nicht zuletzt durch 
seine Unterstützung bei meiner Bewerbung um ein Promotionsstipendium der 
Studienstiftung des Deutschen Volkes. Dieses Stipendium hat mir insbesondere 
einen zweimonatigen Forschungsaufenthalt an der New York University School 
of Law, Center for Transnational Litigation, Arbitration, and Commercial Law, 
im Jahr 2013 ermöglicht. Der Studienstiftung des Deutschen Volkes danke ich 
für die großzügige Förderung, Herrn Professor Dr. Franco Ferrari für die Auf-
nahme an der New York University.
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senschaftliche Erörterungen. Ganz besonderer Dank gilt dabei meinem ehema-
ligen Kollegen Professor Dr. Ivo Bach, der mir in den vergangenen Jahren mit 
Geduld und stets weiterführenden Überlegungen und Antworten zur Seite 
stand.

Schließlich darf ich mich sehr dankbar schätzen, als Mitglied der Gutenberg- 
Akademie der Universität Mainz gefördert worden zu sein. Der interdisziplinä-
re Austausch mit anderen jungen Wissenschaftlern hat meine Promotionszeit 
sehr bereichert. Über die Gutenberg-Akademie konnte ich außerdem Herrn Pro-
fessor Dr. Dr. h.c. mult. Jürgen Basedow als wissenschaftlichen Mentor gewin-
nen, dem ich für die anregenden und schönen Treffen am Max-Planck-Institut 
für ausländisches und internationales Privatrecht in Hamburg danken möchte. 
Ihm und den anderen Direktoren des Max-Planck-Instituts danke ich für die 
Aufnahme meiner Dissertation in diese Schriftenreihe. Für ihre großzügige 
Beteiligung an den Druckkosten bedanke ich mich bei der Gutenberg-Akade-
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Haimo Schack und der Studienstiftung ius vivum.
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und mich auf jede erdenkliche Weise unterstützt. Für das Korrekturlesen dieser 
umfangreichen Arbeit, ihre Geduld und stetige Motivation danke ich meinen 
Eltern Evelyne und Rachmat Antomo, meiner Schwester Dr. Mailin Antomo, 
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§  1  Einleitung

A.  Bedeutung internationaler Gerichtsstandsvereinbarungen  
und Untersuchungsgegenstand

Die Parteien eines  internationalen Handelsvertrags versuchen häufig, die Un
sicherheit, der sie sich wegen der Berührung ihrer Rechtsbeziehung mit unter
schiedlichen Staaten bzw. Rechtsordnungen ausgesetzt  sehen, durch den Ab
schluss einer internationalen Gerichtsstandsvereinbarung zu minimieren und so 
Vorhersehbarkeit und Rechtssicherheit zu erlangen. Denn grenzüberschreiten
der Handel bringt die Angst mit  sich,  in  einem anderen Staat nach  fremdem 
Recht verklagt zu werden. Geschichten um anrüchige, planvoll bis manipulative 
forum shoppingTaktiken schüren diese Furcht noch.1 Tatsächlich kann die Fra
ge, vor welchen Gerichten im Streitfall ein Verfahren eingeleitet werden darf, 
von entscheidender Bedeutung für den Fortgang der gesamten Beziehung zwi
schen den Parteien sein. Das angerufene Gericht wird nach dem lex foriGrund
satz sein eigenes Prozessrecht anwenden. Darüber hinaus entscheidet es – vorbe
haltlich  primär  anwendbaren  vereinheitlichten  Sachrechts  –  nach  seinem 
 Kollisionsrecht über die Wirksamkeit einer Rechtswahlvereinbarung bzw. das in 
Abwesenheit  einer  solchen  anwendbare  materielle  Recht.  Nach  Erwägungs
grund (12) zur Rom IVO2 soll eine ausschließliche Gerichtsstandsvereinbarung 
einer der zu berücksichtigenden Faktoren hinsichtlich der Frage, ob eine Rechts
wahl getroffen wurde, sein.3 Ebenso kann aus einer ausschließlichen Gerichts
standsvereinbarung zugunsten der Gerichte eines Staates, der kein CISG4Ver

1  Vgl. zum Bedürfnis international agierender Parteien nach Rechtssicherheit z. B. Bor-
mann, Sicherheit bei Verträgen in Europa (1999); Born, International Commercial Arbitrati
on, 2.  Aufl. 2014, S.  69 f.; Dreifuss, Zeitschrift für Schweizerisches Recht 2003, 147 ff.; Leib-
le, ZVglRWiss 97 (1998), 286 ff.

2  Verordnung (EG) Nr.  593/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. Juni 
2008 über das auf vertragliche Schuldverhältnisse anzuwendende Recht (ABl. EU L 177, S.  6).

3 Hausmann, in: Reithmann/Martiny (Hrsg.), Internationales Vertragsrecht, 8.  Aufl. 2015, 
Rn.  8.6. Zur Bedeutung von Rechtswahlvereinbarungen für die Zuständigkeitsfrage in Eng
land vgl. Hook, 63 International and Comparative Law Quarterly (2014), 963.

4  Übereinkommen der Vereinten Nationen über Verträge über den internationalen Waren
kauf vom 11. April 1980 (BGBl. 1989 II, S.  588).



2 Einleitung

tragsstaat ist, im Regelfall eine Rechtswahl zugunsten des Rechts dieses Staates 
und damit ein stillschweigender Ausschluss des CISG abgeleitet werden.5 Die 
Zuständigkeitsvereinbarung ist daher nicht etwa eine Klausel unter vielen, son
dern hat Einfluss auf das Prozess wie Sachrecht und somit mittelbar auf die 
anderen Bestimmungen der vertraglichen Beziehung. Coester-Waltjen  spricht 
treffend  vom Metarechtsordnungscharakter  von Gerichtsstandsklauseln.6  Die 
praktische Bedeutung internationaler Gerichtsstandsvereinbarungen haben auch 
politische Akteure erkannt und versucht, ihr mit dem Abschluss oder Erlass in
ternational vereinheitlichter Rechtsinstrumente Rechnung zu tragen. Zu nennen 
sind vor allem die einschlägigen Vorschriften der EuGVVO7 und deren hervor
gehobene Stellung bei der Diskussion im Rahmen des Reformprozesses der Ver
ordnung8 sowie das im Oktober 2015 in Kraft getretene Haager Übereinkommen 
über Gerichtsstandsvereinbarungen vom 30. Juni 2005 (im Folgenden: HGÜ).9

Für  diese  politischen Akteure  gleichermaßen wie  für Rechtsprechung  und 
Schrifttum ist von besonderer Relevanz, wie der Missachtung einer internatio
nalen Gerichtsstandsvereinbarung durch Klageerhebung in einem anderen als 
dem gewählten Forum  entgegengewirkt werden  kann. Während  dabei  in  der 
Vergangenheit unterschiedliche Schutzmechanismen, allen voran die dem eng
lischen Recht entstammenden Prozessführungsverbote (anti-suit injunctions)10, 

5 Saenger,  in:  Ferrari  u. a.  (Hrsg.),  Internationales  Vertragsrecht,  2.  Aufl.  2011,  Art.  6 
CISG Rn.  4 m. w. N.

6 Coester-Waltjen, in: Festschrift Heldrich (2005), S.  549; sich anschließend Reuß, „Fo
rum Shopping“  in  der  Insolvenz  (2011), S.  17 Fn.  54. Aus USamerikanischer Perspektive 
ähnlich Ryan, 103 West Virginia Law Review (2000), 167, 200.

7  Bzw. „Brüssel IaVO“. Die VO (EU) Nr.  1215/2012 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 12. Dezember 2012 über die gerichtliche Zuständigkeit und die Anerkennung 
und Vollstreckung von Entscheidungen in Zivil und Handelssachen (ABl. EU L 351, S.  1) hat 
die VO (EG) Nr.  44/2001 des Rates vom 22. Dezember 2000 über die gerichtliche Zuständig
keit  und die Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen  in Zivil  und Handels
sachen (ABl. EU L 12/01, S.  1, sog. „Brüssel IVO“) abgelöst. Vgl. zum Überblick über die 
wesentlichen Änderungen durch die Revision der Verordnung Alio, NJW 2014, 2395; Fischer, 
NotBZ 2015, 130; Grohmann, ZIP 2015, 16; Pohl, IPRax 2013, 109; Reinmüller, IHR 2015, 1.

8  Vgl. aus dem Schrifttum zur Reform der EuGVVO und ihrer Vorschriften, die Gerichts
standsvereinbarungen  und deren Durchsetzbarkeit  betreffen,  z. B. Briggs,  12 Yearbook of 
Private  International Law  (2010),  311; Bříza,  Journal of Private  International Law  (2009), 
537; Hess, IPRax 2011, 125, 129; Peiffer, Schutz gegen Klagen im forum derogatum (2013), 
insb.  S.  514 ff.;  Pfeiffer,  in:  Hess/Pfeiffer/Schlosser,  The  Brussels  I  Regulation  44/2001, 
2.  Aufl. 2008, Rn.  324–344; Radicati di Brozolo, IPRax 2010, 121; Weller, in: Hess/Pfeiffer/
Schlosser, The Brussels I Regulation 44/2001, 2.  Aufl. 2008, Rn.  388–403.

9  Deutsche Übersetzung abrufbar unter <http://www.hcch.net/upload/conventions/txt37 
de.pdf>. Zum Überblick vgl. Antomo, NJW 2015, 2919.

10  Vgl.  zur  Darstellung  der  bisher  anerkannten  oder  diskutieren  Möglichkeiten  zum 
Schutz internationaler Gerichtsstandsvereinbarungen unten Teil I §  6.
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diskutiert wurden, ist in den letzten Jahren ein anderer Weg ins Blickfeld von 
Schrifttum und Rechtsprechung gerückt, nämlich die Möglichkeit, der Klage 
im forum deogatum mit einem Schadensersatzanspruch zu begegnen. Noch vor 
etwa einem halben Jahrhundert bezeichnete es Matscher (allerdings aus öster
reichischer Perspektive) als „unbestritten, daß die Prorogation keine einzige der 
typischen Rechtswirkungen der bürgerlichrechtlichen Verträge (Klage auf Er
füllung, Schadensersatz wegen Nichterfüllung)“ auszulösen imstande sei.11 Tat
sächlich ist die Frage, ob die Verletzung einer Gerichtsstandsvereinbarung ma
teriellrechtliche Schadensersatzansprüche begründen kann, heute jedoch alles 
andere als unumstritten. Denn zur Überraschung vieler haben in den vergange
nen Jahren einige ausländische Gerichte, namentlich Gerichte in England, den 
USA sowie in Spanien, Klagen stattgegeben, die auf Ersatz des Schadens gerich
tet waren, welcher der nicht vertragsbrüchigen Partei  aus  einer  abredewidrig 
erhobenen Klage erwachsen war.12 
Die vorliegende Arbeit beschäftigt sich mit der Frage, ob auch vor deutschen 

Gerichten Schadensersatz oder andere materiellrechtliche Erstattungsansprü
che mit  der  Begründung  geltend  gemacht  werden  können,  die  andere  Partei 
habe eine ausschließliche internationale Gerichtsstandsvereinbarung zugunsten 
eines  deutschen Gerichts  oder  der  deutschen Gerichte  durch  Erhebung  einer 
Klage im Ausland verletzt. 

B.  Einbettung der Problematik

I. Unproblematische Durchsetzbarkeit von Gerichtsstandsvereinbarungen 
ohne Auslandsbezug

Die traditionelle deutsche zivilprozessuale Forschung hat sich von jeher nur sehr 
begrenzt mit dem Schutz von Gerichtsstandsvereinbarungen ohne Auslandsbe
zug befasst. Bei rein innerdeutschen Gerichtsstandsvereinbarungen ist die Inte
ressenlage nämlich eine andere als bei internationalen. Im Falle der Verletzung 
einer innerdeutschen Gerichtsstandsvereinbarung nach §  38 ZPO – wenn sich 
die Parteien also beispielsweise auf die ausschließliche Zuständigkeit des LG 
Mainz geeinigt haben, eine Partei dann aber doch vor das LG Frankfurt a. M. 
zieht – besteht grundsätzlich kein Bedürfnis nach Schadensersatz oder anderen 
Schutzmöglichkeiten der redlichen Partei. Denn erstens kann sie die Zuständig
keit des LG Frankfurt a. M. rügen, welches sich im Falle einer nach §  38 ZPO 

11  Vgl. Matscher, Zuständigkeitsvereinbarungen im österreichischen und im internationa
len Zivilprozeßrecht (1967), S.  23.

12  Vgl. die Rechtsprechungsnachweise in Teil II §  8 und §  9.
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wirksamen Gerichtsstandsvereinbarung für unzuständig erklären und die Klage 
durch Prozessurteil abweisen oder das Verfahren auf Antrag des Klägers nach 
§  281 Abs.  1 S.  1 ZPO an das gewählte Gericht verweisen wird. Die beklagte 
Partei hat also nicht zu befürchten, dass das Verfahren im derogierten Forum 
ausgetragen wird, es sei denn, sie lässt sich gemäß §§  39, 40 ZPO rügelos auf 
das Verfahren ein. Zweitens entstehen ihr aufgrund der im derogierten Forum 
anhängig gemachten Klage generell auch keine Kosten, weil sie über den pro
zessualen  Kostenerstattungsanspruch  nach  §  91  ZPO  ausreichend  geschützt 
ist.13 Die prozessuale Kostenerstattungspflicht ist eine verschuldensunabhängi
ge Veranlassungshaftung bei Unterliegen im Rechtsstreit.14 Weist das unzustän
dige Gericht die Klage durch Prozessurteil ab, hat der Kläger nach §  91 Abs.  1 
S.  1 ZPO die Kosten des Rechtsstreits zu tragen. Und für den Fall, dass das un
zuständige Gericht den Rechtsstreit nach §  281 Abs.  1 S.  1 ZPO verweist, stellt 
Abs.  3 der Vorschrift sicher, dass auch die im Verfahren vor dem verweisenden 
Gericht erwachsenen Kosten als Teil der Kosten behandelt werden, die bei dem 
Gericht erwachsen, an welches das Verfahren verwiesen wird. Außerdem sind 
nach der Vorschrift dem Kläger die im Verfahren vor dem unzuständigen Ge
richt entstandenen Mehrkosten auch dann aufzuerlegen, wenn er in der Haupt
sache obsiegt. Drittens besteht im innerdeutschen Verhältnis nicht die Gefahr, 
dass das gewählte und das angerufene Gericht unterschiedliches Prozess, Kol
lisions oder Sachrecht anwenden. Folglich gibt es im rein nationalen Bereich 
generell kein Bedürfnis nach einem zusätzlichen Schutzmechanismus von Ge
richtsstandsvereinbarungen.15 Dies mag erklären, weshalb die Diskussion um 
Schadensersatzansprüche wegen der Verletzung einer Gerichtsstandsvereinba
rung im deutschen Schrifttum erst in den vergangenen Jahren im Zuge der im
mer stärkeren Internationalisierung des Zivilrechtsverkehrs erwacht ist und sich 
auf  Fälle  der  Verletzung  einer  internationalen  Gerichtsstandsvereinbarung 
durch Klageerhebung im Ausland beschränkt. Zur Folge hat dies freilich, dass 
die  traditionelle deutsche  zivilprozessuale Dogmatik nicht  ohne Weiteres  auf 
internationale Fälle übertragen werden darf.

13  Generell  zum prozessualen Kostenerstattungsanspruch vgl. Götz, Zivilrechtliche Er
satzansprüche bei schädigender Rechtsverfolgung (1989), S.  109 ff.

14  Vgl. BGHZ 60, 337, 343.
15  Vgl. auch Gebauer, in: Festschrift Kaissis (2012), S.  267, 272; Schlosser, in: Liber ami

corum Lindacher (2007), S.  111, 111 und 114 f.
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II. Das Bedürfnis nach geeigneten Schutzmöglichkeiten  
internationaler Gerichtsstandsvereinbarungen

1. Das Verhältnis zwischen den Mitgliedstaaten der EuGVVO

Im Gegensatz zu der Situation bei innerdeutschen Gerichtsstandsvereinbarun
gen ist die sichere Durchsetzbarkeit einer internationalen Gerichtsstandsverein
barung nicht immer gewährleistet. Im Verhältnis zwischen den Mitgliedstaaten 
der EuGVVO wurde die Frage, wie Gerichtsstandsvereinbarungen zu einer ver
lässlichen Durchsetzbarkeit verholfen werden kann, in den vergangenen Jahren 
stark  diskutiert.  Dabei  bereitete  insbesondere  die  Problematik  sog.  Torpe
doKlagen, durch welche mittels einer Klageerhebung vor einem Gericht mit 
bekanntermaßen überlanger Verfahrensdauer der Streit  in der Sache gelähmt 
werden  kann,  den  beteiligten Akteuren Kopfzerbrechen. Wegen  der  strikten 
Auslegung des in Art.  21 EuGVÜ (als Vorgängernorm zu Art.  27 EuGVVO a. F. 
bzw.  Art.  29  EuGVVO  n. F.)  statuierten  lis pendensGrundsatzes  durch  den 
EuGH in der Rechtssache Gasser16 war es bislang nämlich möglich, einer be
fürchteten Leistungsklage der anderen Partei  zuvorzukommen und durch die 
Erhebung einer negativen Feststellungsklage vor einem Gericht mit bekanntlich 
überlanger Verfahrensdauer die erwartete Leistungsklage zu verhindern, selbst 
wenn die Parteien die ausschließliche Zuständigkeit eines anderen Gerichts ver
einbart hatten. Der Abschluss einer Gerichtsstandsvereinbarung bot also keinen 
sicheren Schutz  gegen Verzögerungstaktiken durch  solche TorpedoKlagen.17 
Und mit  seinen Entscheidungen  in den Rechtssachen Turner18 und West Tan-
kers19  erklärte  der  EuGH  anti-suit injunctions  für  unvereinbar  mit  dem  der 
EuGVVO  zugrunde  liegenden  Grundsatz  vom  gegenseitigen  Vertrauen  zwi
schen den Mitgliedstaaten, sodass seither auch keine Möglichkeit mehr besteht, 
gegen die abredewidrig klagende Partei mittels eines Prozessführungsverbots 
vorzugehen. Bislang war es also – auch wenn die Parteien eine wirksame Ge
richtsstandsvereinbarung  nach Art.  23  EuGVVO  a. F.  abgeschlossen  hatten  – 
um den Schutz gegen eine Klage vor dem derogierten Gericht in einem anderen 
Mitgliedstaat eher schlecht bestellt.

16  EuGH, 09.12.2003, Rs. C116/02 (Erich Gasser GmbH/MISAT Srl), Slg. 2003, I14693 
m. Anm. Fentiman, 42 Common Market Law Review (2005), 241; McGuire, GPR 3/2003–
2004, 159.

17  Vgl. umfassend zur TorpedoProblematik Teil I §  3 D. I. 4. und §  4 C.
18  EuGH,  27.04.2004,  Rs.  C159/02  (Gregory Paul Turner/Felix Fareed Ismail Grovit 

u. a.), Slg. 2004, I3565 m. Anm. Dutta/Heinze, ZEuP 2005, 428; Hau, ZZP Int. 9 (2004), 191; 
Krause, RIW 2004, 533; Rauscher, IPRax 2004, 405. 

19  EuGH, 10.02.2009, Rs. C185/07 (Allianz SpA u. a./West Tankers Inc.), Slg. 2009, I663 
m. Anm. Grierson, 26 Journal of International Arbitration (2009), 891.
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Allerdings sind Gerichtsstandsvereinbarungen durch die Revision der EuGV
VO  erheblich  gestärkt  worden.  Die  neue  Verordnung  sieht  in  ihrem  Art.  31 
Abs.  2 eine Durchbrechung des lis pendensGrundsatzes für den Fall vor, dass 
ein in einer Gerichtsstandsvereinbarung benanntes Gericht angerufen wird und 
bereits  in  derselben  Sache  eine Klage  bei  einem  anderen mitgliedstaatlichen 
Gericht  anhängig  ist. Damit  könnte  der  TorpedoTaktik  im Bereich  von Ge
richtsstandsvereinbarungen in Europa der Boden entzogen sein. Es muss daher 
untersucht werden, ob im Verhältnis zwischen den Mitgliedstaaten der EuGV
VO  internationale  Gerichtsstandsvereinbarungen  zukünftig  mit  größerer  Si
cherheit durchgesetzt werden können oder ob auch  in Zukunft TorpedoFälle 
oder die anders motivierte Missachtung einer Gerichtsstandsvereinbarung mög
lich und zu befürchten sind und welche Nachteile sich daraus für die redliche 
Partei ergeben können. 

2. Das Verhältnis gegenüber Drittstaaten, insbesondere am Beispiel der USA

Auch  im Verhältnis zu Drittstaaten, also solchen Staaten, die nicht Mitglied
staaten der EuGVVO sind, können  internationale Gerichtsstandsvereinbarun
gen  nicht  immer mit  Sicherheit  durchgesetzt  werden.  Ob  eine  internationale 
Gerichtsstandsvereinbarung zugunsten der deutschen Gerichte vor einem dritt
staatlichen Gericht Bestand haben und nach welchen Kriterien das ausländische 
Gericht die Bindung an die Vereinbarung prüfen wird, richtet sich nicht nach 
der EuGVVO, sondern nach dem jeweiligen in diesem Staat anwendbaren Pro
zessrecht. Der Bestand der Vereinbarung variiert  somit,  je  nachdem,  in wel
chem Staat die abredewidrig klagende Partei ihr Glück versucht. Eine Darstel
lung aller Rechtsordnungen ist im Rahmen dieser Untersuchung nicht möglich. 
Für das Verhältnis zu Drittstaaten oder – konkreter – für die Fälle, in denen eine 
internationale Gerichtsstandsvereinbarung  zugunsten  der  deutschen Gerichte 
durch Klageerhebung vor einem drittstaatlichen Gericht verletzt wird, sollen in 
dieser Arbeit Klagen vor derogierten USamerikanischen Foren untersucht wer
den, die aus vier Gründen beispielhaft und besonders praxisrelevant sind:
Erstens  ist  ganz  allgemein  der  Rechtsverkehr  zwischen  den  USA  und 

Deutschland wegen deren reger Handelsbeziehungen zueinander besonders be
deutsam.20 Zweitens gibt es viele Anreize, die eine Partei dazu bewegen kön

20  Nach einer Untersuchung des Statistischen Bundesamts handelt es sich bei den USA – 
inzwischen sogar vor Frankreich – um Deutschlands stärksten Exportabnehmer. Auf der Lis
te Deutschlands stärkster Importmächte befinden sich die USA auf dem vierten Platz. Vgl. 
„Außenhandel, Rangfolge der Handelspartner im Außenhandel der Bundesrepublik Deutsch
land“  vom  03.11.2016,  online  abrufbar  unter  <https://www.destatis.de/DE/ZahlenFakten/
GesamtwirtschaftUmwelt/Aussenhandel/Handelspartner/Tabellen/RangfolgeHandelspart
ner.pdf?__blob=publicationFile >.
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nen, ihre Klage gerade vor ein USamerikanisches Gericht bringen zu wollen. 
Nennenswert  sind  vor  allem  bestimmte  Eigenheiten  des  USamerikanischen 
Beweisrechts (das nämlich über die sog. pre-trial discovery eine weitreichende 
Ausforschung der anderen Partei ermöglicht), Besonderheiten im Kostenrecht 
(nämlich die Geltung der American rule of costs, wonach jede Partei ihre außer
gerichtlichen Kosten unabhängig vom Verfahrensausgang selbst zu tragen hat, 
sowie Vereinbarungen zwischen Parteien und Anwälten über Erfolgshonorare, 
sog. contingency fees) und außerdem im Bereich von Schadensersatzklagen die 
Gewährung vergleichsweise hoher Schadenssummen.21 Drittens  ist die Aner
kennung der Derogation der eigenen Zuständigkeit durch Gerichtsstandsverein
barungen zugunsten ausländischer Gerichte in den USA nicht immer gewähr
leistet.  Denn  die  ermessensbasierte  reasonablenessDoktrin  ermöglicht  es 
USamerikanischen Gerichten, ihre Zuständigkeit entgegen einer anders lauten
den Gerichtsstandsvereinbarung in manchen Fällen zu bejahen.22 Viertens kön
nen für die nicht vertragsbrüchige Partei auch dann, wenn das Gericht die Ver
einbarung  für wirksam  erachtet  und  das Verfahren  schließlich  aussetzt  oder 
abweist,  bereits  Nachteile  entstanden  sein.  Durch  die  Berufung  auf  die  Ge
richtsstandsvereinbarung musste  sie  nämlich  häufig bereits  hohe Kosten  auf
wenden, welche sie aufgrund der American rule of costs selbst zu tragen hat.23 
Diese vier Gründe machen das Verhältnis zu den USA für die in dieser Arbeit 
behandelten Fälle der Missachtung internationaler Gerichtsstandsvereinbarun
gen besonders interessant, weshalb es stellvertretend für alle Fälle untersucht 
wird, in denen abredewidrig eine Klage im derogierten Forum eines Drittstaats 
erhoben wird.

3. Unzureichender Schutz gegen die Missachtung internationaler 
Gerichtsstandsvereinbarungen

Setzt  sich  ein Vertragspartner  über  eine  internationale Gerichtsstandsverein
barung hinweg und erhebt doch Klage vor einem in der Vereinbarung nicht de
signierten Gericht,  so  können  die  Folgen  für  die  andere  Partei  schädlich  bis 
verheerend sein. In den erwähnten TorpedoFällen aufgrund der Verzögerung 
des Streits, aber auch in anderen Fällen, beispielsweise wegen besonders hoher 
außergerichtlicher Kosten,  kann  die Verletzung  der Vereinbarung  sogar  zum 
wirtschaftlichen Ruin des redlichen Vertragspartners führen. Dies trifft vor al
lem dann zu, wenn es sich dabei um ein kleineres Unternehmen handelt.

21  Ausführlich zu den Gründen für forum shopping in den USA vgl. Teil I §  5 B. II.
22  Vgl. zur reasonablenessDoktrin Teil I §  5 D. II.
23  Vgl. zur American rule of costs Teil I §  5 B. II. 2. c), E. III.
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Die Schutz und Abwehrmöglichkeiten der redlichen Partei durch die ihr vom 
abredewidrig angerufenen Gericht zur Verfügung gestellten Mittel sind dabei in 
der Wirklichkeit häufig nicht ausreichend, um die ihr wegen des Verfahrens im 
forum derogatum drohenden Nachteile abzuwenden. Zwar kann sie die Zustän
digkeit des Gerichts rügen und versuchen, unter Berufung auf die Wirksamkeit 
der Vereinbarung eine Klageabweisung oder Verweisung an das zuständige Ge
richt zu beantragen, was ihr in der Mehrheit der Fälle auch gelingen wird. Dar
über  hinaus  gilt  in  den meisten  Staaten  der Welt  nicht  die American rule of 
costs, sondern der Grundsatz, dass der Verlierer – also im Falle einer Klageab
weisung durch das derogierte Gericht diejenige Partei, welche die unzulässige 
Klage  erhoben  hat  –  die  gerichtlichen  und  außergerichtlichen  Kosten  des 
Rechtsstreits zu tragen hat.24 Dennoch bleiben solche Fälle möglich, in denen 
das derogierte Forum seine Zuständigkeit trotz der Zuständigkeitsrüge bejaht. 
Außerdem können der redlichen Partei, wie gezeigt, auch im Falle der letztend
lichen Achtung der Vereinbarung durch das abredewidrig angerufene Gericht 
aus der Klageerhebung im  forum derogatum Schäden erwachsen, etwa durch 
die Verschleppung des Streits, wegen Geltung der American rule of costs oder 
trotz Geltung der Kostentragungspflicht der unterliegenden Partei dann, wenn 
die tatsächlich entstandenen außergerichtlichen Kosten die nach dem jeweiligen 
Kostenrecht zu erstattenden Kosten übersteigen.25 Für diese in einem ausländi
schen Verfahren entstandenen Kosten kann auch nicht in einem Sekundärpro
zess vor einem deutschen Gericht der prozessuale Kostenerstattungsanspruch 
nach §  91 ZPO fruchtbar gemacht werden. Denn Kosten, die in einem ausländi
schen Verfahren entstanden sind,  fallen nicht unter den Kostenerstattungsan
spruch nach §  91 Abs.  1 S.  1  i. V. m. §  281 Abs.  3 ZPO. Die deutsche ZPO er
kennt nur solche Kosten als ersatzfähig an, die in einem Verfahren vor einem 
deutschen Gericht entstanden sind.26 
Neben den vom angerufenen Gericht selbst zur Verfügung gestellten Mitteln 

gibt es weitere Möglichkeiten, um sich vor der Verletzung einer internationalen 
Gerichtsstandsvereinbarung zu  schützen oder darauf  zu  reagieren. U.a.  kom
men die Beantragung einstweiligen Rechtsschutzes, die Erhebung einer Fest
stellungsklage, die Beantragung eines Prozessführungsverbots oder die Versa
gung der Anerkennung der im Ausland ergehenden Entscheidung in Betracht.27 

24  Für Deutschland vgl. §  91 Abs.  1 S.  1 ZPO. Mehr dazu in Teil I §  4 D. II. 2.
25  So sind beispielsweise in Deutschland nur die gesetzlichen Gebühren erstattungsfähig, 

vgl. §  91 Abs.  2 S.  1 ZPO und dazu Hess/Hübner, in: Hodges/Vogenauer/Tulibacka (Hrsg.), 
The Costs and Funding of Civil Litigation (2010), S.  352 und 367. Vgl. auch Sievi, 66 Dispute 
Resolution Journal (2011), 56, 58. Mehr dazu in Teil I §  4 D. II. 3.

26 O. Sandrock, RIW 2004, 809, 812 m. w. N. in Fn.  25. 
27  Diese Möglichkeiten werden in Teil I §  6 dargestellt.
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Allerdings bewirken diese Möglichkeiten nicht in allen Fällen einen umfassen
den Schutz der redlichen Partei. Vor allem ist der Erlass von Prozessführungs
verboten, wie schon erwähnt, im Verhältnis zwischen den Mitgliedstaaten der 
EuGVVO nach der Rechtsprechung des EuGH unzulässig; und – davon einmal 
abgesehen – ist diese Möglichkeit im deutschen Recht auch gegenüber Parteien, 
die vor drittstaatlichen Gerichten prozessieren, ohnehin nicht anerkannt.28 Zu
dem vermag auch ein Prozessführungsverbot nichts mehr an den für seine Be
antragung sowie für die Verteidigung im ausländischen Verfahren bereits ent
standenen Kosten zu ändern. Nach dem status quo ist die sichere Durchsetzbar
keit internationaler Gerichtsstandsvereinbarungen daher häufig eine Frage des 
Hoffens und Vertrauens – eines Vertrauens, dessen Verletzung in vielen Fällen 
nur unbefriedigend kompensiert wird. Vor diesem Hintergrund wird deutlich, 
warum die Möglichkeit materiellrechtlicher Schadensersatzansprüche  für  die 
Missachtung internationaler Gerichtsstandsvereinbarungen seit einigen Jahren 
diskutiert wird und in dieser Arbeit untersucht werden soll.

III. Mögliche Bedenken gegenüber einer Schadensersatzhaftung

1. Überblick

Wenn  ein  Bedürfnis  nach  der  Möglichkeit,  den  vertragsbrüchigen  Kläger  
mit  Schadensersatzpflichten  zu  belegen,  bestehen  kann,  stellt  sich  die  Frage, 
weshalb –  soweit  ersichtlich – vor deutschen Gerichten bislang kein  einziges 
Mal  eine  derartige  Klage  auch  nur  erhoben  worden  ist.  In  der  rechtswis
senschaftlichen  Literatur  findet  sowohl  international29  als  auch  in  Deutsch

28  Mehr dazu in Teil I §  6 F. III., IV.
29  Aus dem Ausland vgl. Álvarez Gonzáles, IPRax 2009, 529; Ambrose, 52 International 

and Comparative Law Quarterly (2003), 401, 415 f.; Briggs, Agreements on Jurisdiction and 
Choice of Law (2008), insb. Kap.  8 (S.  299 ff.); ders., in: Briggs/Rees, Civil Jurisdiction and 
Judgments, 5.  Aufl. 2009, insb. Rn.  5.57 ff.; ders., 12 Yearbook of Private International Law 
(2010), 311, 323 ff.; Bříza, 5 Journal of Private International Law (2009), 537, 548 ff.; Cuni-
berti/Requejo, ERA Forum 2010, 7; Fentiman, 7 Journal of International Banking and Finan
cial Law (2006), 304; ders., in: de VareillesSommières (Hrsg.), Forum Shopping in the Eu
ropean  Judicial Area  (2007), S.  27,  43 ff.; Harris, Lloyd’s Maritime  and Commercial Law 
Quarterly 2009, 537, 544 ff.; Ho, 52 International and Comparative Law Quarterly  (2003), 
697, 707 ff.; Joseph, Jurisdiction and Arbitration Agreements and their Enforcement, 2.  Aufl. 
2010, Kap.  14; Knight,  4  Journal  of  Private  International  Law  (2008),  501,  508 ff.; Males, 
Lloyd’s Maritime and Commercial Law Quarterly 1998, 543, 550; Muir Watt, in: de Vareilles
Som mières  (Hrsg.),  Forum  Shopping  in  the  European  Judicial  Area  (2007),  S.  115,  152; 
Nuyts, in: de VareillesSommières (Hrsg.), Forum Shopping in the European Judicial Area 
(2007), S.  55, 57; Peel, Lloyd’s Maritime and Commercial Law Quarterly 1998, 182, 207 ff. 
und 224 ff.; ders., in: de VareillesSommières (Hrsg.), Forum Shopping in the European Judi
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land30 eine Auseinandersetzung mit der Thematik statt. Dabei bleibt die Dis
kussion  in  Deutschland  selbstverständlich  abstrakt,  fehlt  es  schließlich  voll
ständig  an  deutscher  Rechtsprechung.  Grundsätzlich  stehen  der  Annahme 
derartiger Schadensersatzansprüche zwei Hindernisse gegenüber, nämlich zum 
einen in der Systematik des deutschen Rechts wurzelnde dogmatische Beden
ken und zum anderen völkerrechtliche bzw. rechtspolitische, dem internationa
len Charakter der Problematik geschuldete Bedenken.

2. Rechtsdogmatische Bedenken

Nur selten tritt die Verquickung von materiellem und Prozessrecht so deutlich 
auf wie im Bereich von Gerichtsstandsvereinbarungen.31 Die Parteien schließen 
einen Vertrag, der nach den Regeln des materiellen Rechts  zustande kommt, 

cial Area (2007), S.  1, 15 ff.; Raphael, The Antisuit  Injunction (2008), Kap.  14 (S.  321 ff.); 
ders., The Antisuit Injunction, Updating Supplement (2010), Kap.  14 (S.  65 ff.); Requejo, On 
the Value of Choice of Forum and Choice of Law Clauses in Spain, vom 24.04.2009, abrufbar 
unter  <http://conflictoflaws.net/2009/onthevalueofchoiceofforumandchoiceoflaw
clausesinspain/>; dies., Revista Electrónica de Estudios Internacionales 2009, 17; Sánchez 
Fernández, 12 Yearbook of Private International Law (2010), 377; Shantar, 82 Boston Uni
versity Law Review (2002), 1063; Sievi, 66 Dispute Resolution Journal (2011), 56; Takahashi, 
10 Yearbook of Private International Law (2008), 57; ders., 11 Yearbook of Private Internati
onal Law (2009), 73; Tan, 40 Texas International Law Journal (2005), 623, 631 ff.; Tan/Yeo, 
 Lloyd’s Maritime and Commercial Law Quarterly 2003, 435; dies., in: Worthington (Hrsg.), 
Commer cial  Law  and  Commercial  Practice  (2003),  S.  403;  Tham,  Lloyd’s  Maritime  and 
Commercial Law Quarterly 2004, 46.

30  Vgl. Eichel, AGBGerichtsstandsklauseln im deutschamerikanischen Handelsverkehr 
(2007), S.  221 ff.; Gebauer,  in: Festschrift Kaissis (2012), S.  267; Geimer/Schütze, EuZVR, 
3.  Aufl. 2010, Art.  23 EuGVVO Rn.  208; Hausmann, in: Reithmann/Martiny (Hrsg.), Inter
nationales Vertragsrecht, 8.  Aufl. 2015, Rn.  8.158; Hess, JZ 2014, 538, 542; ders., Europäi
sches Zivilprozessrecht (2010), §  6 Rn.  146; Illmer, IPRax 2009, 312, 316; ders., IPRax 2010, 
456, 456; ders., IPRax 2011, 514, 515; ders., SchiedsVZ 2011, 248, 251; Köster, Haftung wegen 
Forum Shopping  in den USA (2001), S.  72 ff.; Kropholler/von Hein, EuZPR, 9.  Aufl. 2011, 
Art.  23  EuGVO, Rn.  97; Mankowski,  IPRax  2009,  23; ders.,  in:  Rauscher,  EuZPR/EuIPR 
(Bearb. 2011), Art.  23 Brüssel IVO Rn.  74f bis 74h und 4.  Aufl. 2015, Art.  25 Brüssel IaVO 
Rn.  243 ff.; Nagel/P. Gottwald, IZPR, 7.  Aufl. 2013, §  3 Rn.  230; Paulus, in: Festschrift Geor
giades (2005), S.  511; ders., RIW 2006, 258; Peiffer, Schutz gegen Klagen im forum deroga
tum (2013), S.  400 ff.; Pfeiffer, in: Liber amicorum Lindacher (2007), S.  77; Praschma, Die 
Einwirkung  auf  ausländische  Prozesse  durch  Unterlassungs  und  Schadensersatzklagen 
(1971), S.  98 ff.; O. Sandrock, in: Festschrift Schlosser (2005), S.  821; ders., RIW 2004, 809; 
ders., IDR 2004, 106 ff.; ders., in: Festschrift Stiefel (1987), S.  625; Schlosser, in: Liber ami
corum  Lindacher  (2007),  S.  111;  Schütze,  Rechtsverfolgung  im  Ausland,  4.  Aufl.  2009, 
Rn.  189; Spickhoff, in: Festschrift Deutsch (1999), S.  327; Weller, in: Hess/Pfeiffer/Schlosser, 
The Brussels I Regulation 44/2001, 2.  Aufl. 2008, Rn.  407. 

31  Bei  Schiedsvereinbarungen  ist  die  Annahme  materiellrechtlicher  Verpflichtungs
wirkungen weniger stark umstritten als bei Gerichtsstandsvereinbarungen, denn hier wer 
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aber inhaltlich darauf gerichtet ist, die prozessuale Lage zu gestalten. Die dog
matische  Behandlung  von  Gerichtsstandsvereinbarungen  liegt  daher  an  der 
komplizierten Schnittstelle von Prozess und materiellem Recht.32 Aus dieser 
Kombination  von materiell  und  prozessrechtlichen Wertungen  erklären  sich 
auch  die  Schwierigkeiten,  die  das  deutsche  Recht  mit  der  Begründung  von 
Schadensersatzansprüchen wegen  der Verletzung  einer Gerichtsstandsverein
barung hat. Denn der Idee von Schadensersatzansprüchen liegt ein bestimmtes 
Verständnis  von Gerichtsstandsvereinbarungen  zugrunde: Danach  handelt  es 
sich nicht bloß um prozessuale Institute, sondern auch um Verträge mit einer 
gewöhnlichen schuldrechtlichen Bindungswirkung. Die Parteien gehen diesem 
Verständnis  nach  mit  dem  Abschluss  der  Vereinbarung  eine  bindende  Ver
pflichtung ein, nicht vor einem anderen als dem ausschließlich gewählten Ge
richt zu klagen. Wird diese bindende Pflicht verletzt, können daraus nach dem 
Prinzip  pacta sunt servanda  materiellrechtliche  Ersatzansprüche  resultieren. 
Diese Meinung  wird  jedoch  in  der  deutschen  Lehre  nur  teilweise  vertreten. 
Noch  immer  werden  selbstständige  Verpflichtungswirkungen  von  Gerichts
standsvereinbarungen von vielen abgelehnt. In der zivilprozessualen Forschung 
des letzten Jahrhunderts hat sich nämlich ein Verständnis vom Prozessvertrag 
als Verfügungsvertrag entwickelt.33 Darauf aufbauend überträgt eine noch im
mer stark vertretene Ansicht das Abstraktionsprinzip auf die Unterscheidung 
zwischen  materiellen  und  prozessualen  Verträgen.  Während  danach  erstere 
Verpflichtungswirkung entfalten, sollen letztere das Verfahren unmittelbar ge
stalten. Die Wirkung eines Prozessvertrags sei ergo verfügend, nicht verpflich
tend,  sodass  im  Bruch  einer  Gerichtsstandsvereinbarung  als  Prozessvertrag 
auch keine Pflichtverletzung, z. B. i. S. v. §  280 Abs.  1 BGB, liegen könne.34 Ob 
dieses Verständnis von der Gerichtsstandsvereinbarung als Verfügung richtig 
ist, soll in dieser Arbeit kritisch hinterfragt werden.

den von jeher Mitwirkungspflichten der Parteien angenommen. Vgl. dazu Teil III §  12 B. XI. 
4. c).

32  Eine ähnliche Formulierung verwenden z. B. Blomeyer, Schadensersatzansprüche des 
im  Prozeß Unterlegenen wegen  Fehlverhaltens Dritter  (1972),  S.  3; P. Gottwald,  in:  Fest
schrift Henckel  (1995), S.  294,  295; Köster, Haftung wegen Forum Shopping  in  den USA 
(2001), S.  29.

33  Dieses  Verständnis  geht  zurück  auf  Schiedermair,  Vereinbarungen  im  Zivilprozeß 
(1935), insb. S.  95 f.

34  Der Streitstand um die Frage, ob Gerichtsstandsvereinbarungen Verpflichtungswirkun
gen entfalten, wird ausführlich in Teil III §  12 B. dargestellt und einer eigenen Lösung zuge
führt. 
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3. Rechtspolitische Bedenken

Neben den dogmatischen Bedenken bereitet auch die Internationalität der Prob
lematik – oder genauer: das Zusammenspiel zwischen den Souveränitätsansprü
chen verschiedener Staaten – Schwierigkeiten. Denn mit der Klageerhebung vor 
einem derogierten Forum auf der einen und einem auf Schadensersatz gerichte
ten Sekundärprozess auf der anderen Seite sind die Gerichte unterschiedlicher 
Staaten und damit  verschiedene Hoheitsträger betroffen. Dies wirft  zunächst 
ebenfalls  Probleme  bei  der  Begründung  eines  Schadensersatzanspruchs  auf. 
Insbesondere  ist  fraglich,  ob  das  Verhalten  des  Auslandsklägers  überhaupt 
rechtswidrig ist. Schließlich nimmt er mit der Klageerhebung im Ausland nur 
eine Möglichkeit in Anspruch, die ihm das ausländische Rechtssystem zur Ver
fügung stellt. Vertretbar scheint also die Ansicht, eine Rechtshandlung vor ei
nem Gericht  sei  immer  vom  jeweiligen Rechtssystem,  das  diese Handlungs
möglichkeit eröffnet, gerechtfertigt.35 Doch selbst wenn ein Schadensersatzan
spruch begründet werden kann, ist dessen Zulässigkeit unter rechtspolitischen 
und  völkerrechtlichen Gesichtspunkten fraglich. Denn mit der Entscheidung, ob 
eine Partei wegen der Klageerhebung vor einem ausländischen Gericht Scha
densersatz zu leisten hat, wird ein Unrechtsurteil über ein Verhalten in einem 
ausländischen Prozess vorgenommen. Vor  allem  im Verhältnis  zwischen den 
EuGVVOMitgliedstaaten  besteht  daher  die  naheliegende  Möglichkeit,  dass 
dieselben Bedenken, welche der EuGH in seinen bereits genannten Entschei
dungen in den Rechtssachen Turner und West Tankers gegen die Zulässigkeit 
von  anti-suit injunctions  angestellt  hat,  auch  die  Schadensersatzmöglichkeit 
ausschließen könnten. Schließlich entscheidet auch in diesen Fällen das mit der 
Schadensersatzklage befasste Zweitgericht jedenfalls mittelbar über die Frage 
der  internationalen Zuständigkeit  eines  anderen mitgliedstaatlichen Gerichts. 
Aber auch im Verhältnis zu Drittstaaten könnte das völkerrechtliche Prinzip der 
comitas, wonach  alle  Staaten  die  Souveränität  und  die  daraus  resultierenden 
Hoheitsrechte jedes anderen Staates zu achten haben, der Zulässigkeit von Scha
densersatzpflichten  entgegenstehen. Auch mit  den  völker  und  europarechtli
chen sowie rechtspolitischen Bedenken, die Schadensersatzansprüchen wegen 
der Verletzung einer Gerichtsstandsvereinbarung entgegenstehen könnten, wird 
sich diese Arbeit auseinandersetzen.

35  Für die Rechtmäßigkeit prozessualer Handlungen BGH, 07.03.1956, NJW 1956, 787; 
BGH, 03.10.1961, NJW 1961, 2254, 2255; BGH, 13.03.1979, NJW 1979, 1351, 1353; BGH, 
23.05.1985, NJW 1985, 1959; BGH, 12.05.1992, NJW 1992, 2014, 2015 f.; BGH, 25.03.2003, 
NJW 2003, 1934, 1935; BGH, 12.11.2004, NJWRR 2005, 315; BGH, 23.01.2008, NJW 2008, 
1147; BGH, 16.01.2009, NJW 2009, 1262. Mehr dazu in Teil III §  12 C. II.
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C.  Begriffsbestimmung sowie Grenzen und Gang  
der Untersuchung 

I. Begriffsbestimmung

1. Die Verletzung einer internationalen Gerichtsstandsvereinbarung

Für die Zwecke dieser Untersuchung ist die Frage, ob überhaupt die Verletzung 
einer  internationalen Gerichtsstandsvereinbarung  vorliegt,  aus  Sicht  des  Ge
richts, vor dem Schadensersatz verlangt wird, zu beurteilen. Es liegt also immer 
dann eine Verletzung vor, wenn nach dem von diesem Gericht anzuwendenden 
Recht  eine wirksame  internationale Gerichtsstandsvereinbarung  bestand,  die 
Vereinbarung ausschließlich war und eine der Parteien dennoch vor einem nicht 
designierten Gericht Klage erhoben hat. Ausschließlich ist eine Vereinbarung 
dann, wenn sie nicht nur einen Prorogationseffekt besitzt, sondern auch die nach 
den gesetzlichen Regeln eigentlich zuständigen Gerichte derogiert. Gilt die aus
schließliche Bindung lediglich für eine der Parteien, während die andere Partei 
nicht  vom  Derogationseffekt  betroffen  ist,  spricht  man  von  asymmetrischen 
oder  halbseitig  ausschließlichen Gerichtsstandsvereinbarungen.36  Solche Ver
einbarungen können von der Partei, die von der Bindungswirkung betroffen ist, 
ebenso  missachtet  werden,  insofern  ist  also  keine  Differenzierung  erforder
lich.37 Eine nicht ausschließliche Gerichtsstandsvereinbarung entfaltet dagegen 
von vornherein keine verpflichtende Wirkung und kann daher auch nicht von 
den Parteien verletzt werden; die Frage nach möglichen Schadensersatzansprü
chen stellt  sich hier daher nicht.38 Die Begriffe Verletzung, Missachtung und 
Bruch der Vereinbarung werden synonym verwendet. Auf die stetige Nennung 
der Attribute der Ausschließlichkeit und  Internationalität der Gerichtsstands
vereinbarung wird im Folgenden verzichtet. 

36  Vgl.  zu  solchen  halbseitig  ausschließlichen  Gerichtsstandsvereinbarungen  unter  der 
EuGVVO Freitag, in: Festschrift Magnus (2014), S.  419; Hausmann, in: Reithmann/Martiny 
(Hrsg.), Internationales Vertragsrecht, 8.  Aufl. 2015, Rn.  8.116 ff.

37  Im Übrigen soll auch Art.  31 Abs.  2 EuGVVO n. F. für einseitig zwingende Gerichts
standsvereinbarungen  gelten,  vgl.  Schlosser,  in:  Schlosser/Hess,  EuZPR,  4.  Aufl.  2015, 
Art.  32 EuGVVO Rn.  3, sodass sich auch hinsichtlich ihrer Durchsetzbarkeit im Verhältnis 
zwischen den EuGVVOMitgliedstaaten keine Unterschiede ergeben.

38  Ebenso Merrett,  55  International  and Comparative  Law Quarterly  (2006),  315,  317. 
Teilweise  wird  aber  auch  bei  nicht  ausschließlichen  Gerichtsstandsvereinbarungen  über 
Sanktionsmöglichkeiten nachgedacht, vgl. dazu Mankowski, IPRax 2009, 23, 24 und Peiffer, 
Schutz gegen Klagen im forum derogatum (2013), S.  10 m. w. N. Vgl. zu nicht ausschließli
chen internationalen Gerichtsstandsvereinbarungen im Allgemeinen Fawcett, Lloyd’s Mari
time and Commercial Law Quarterly 2001, 234.
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Freilich drängen sich  sofort weitere Fragen auf:  Ist  es  relevant, ob die Ge
richtsstandsvereinbarung in den Augen des Auslandsklägers unwirksam war, er 
also bei der Klageerhebung gutgläubig war? Muss danach differenziert werden, 
ob das ausländische Gericht die Vereinbarung anerkannt oder für unwirksam 
befunden hat? Und entfaltet die Entscheidung des Erstgerichts im Inland Bin
dungswirkung? All diese Aspekte können eine Rolle bei der Frage spielen, ob 
für die Verletzung der Vereinbarung Schadensersatz zu leisten ist, etwa im Rah
men der Rechtswidrigkeits oder Verschuldensprüfung oder auch als die dog
matische Herleitung des Schadensersatzanspruchs überlagernde bzw. den An
spruch  im  Ergebnis  begrenzende  oder  gar  ausschließende  Erwägungen.  Sie 
spielen aber keine Rolle bei der Definition der Verletzung.39

2. Schadensersatzansprüche

Die zu untersuchenden Ansprüche, die aus der Verletzung einer Gerichtsstands
vereinbarung  resultieren  können, müssen  genau  genommen  als  „Schadenser
satz und andere materiellrechtliche Erstattungsansprüche“ bezeichnet werden. 
Im  Rahmen  der  Untersuchung  wird  aber  einfachheitshalber  häufig  nur  von 
Schadensersatzansprüchen die Rede sein. Unter den Begriff des Schadensersat
zes fasst die Untersuchung alle materiellrechtlichen Ansprüche, welche inhalt
lich die Nachteile aus der Prozessführung vor einem nicht gewählten Gericht 
auszugleichen geeignet sein können. In Betracht kommen daher neben vertrag
lichen  und  deliktischen  Ersatzansprüchen  auch  bereicherungsrechtliche  An
sprüche, bei denen es sich formal betrachtet nicht um Schadensersatz handelt.

3. Das Verhältnis zwischen den Mitgliedstaaten der EuGVVO und gegenüber 
Drittstaaten

In dieser Untersuchung ist häufig vom Verhältnis zwischen den Mitgliedstaaten 
der EuGVVO und demjenigen gegenüber Drittstaaten die Rede. Diese Formu
lierung ist nicht ganz präzise, wird aber – ebenfalls der Einfachheit halber – ge
braucht. Konkret gemeint ist mit der Unterscheidung die Frage, wo der Bruch 
der Vereinbarung, also die abredewidrige Klageerhebung, erfolgt: Vom Verhält
nis zwischen den Mitgliedstaaten der EuGVVO ist die Rede, wenn abredewid

39  Vgl. ebenso Takahashi, 10 Yearbook of Private International Law (2008), 57, 59: „For 
the purpose of the present article, there is a ‚breach of a choiceofcourt agreement‘ if in the 
eyes of the court before which a claim for damages is made, there is a valid and exclusive 
choiceofcourt agreement and it has been broken by the institution of an action in a noncho
sen forum. It is irrelevant whether the court seised of the action takes the same view. Nor is it 
relevant if the plaintiff, when bringing the action, believed that the agreement was invalid or 
nonexclusive.“
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rig vor dem Gericht eines anderen Mitgliedstaats als demjenigen, dessen Ge
richte in der Vereinbarung benannt sind, geklagt wird. Dann nämlich sind bei 
der Erörterung möglicher Rechtsbehelfe gegen dieses Verhalten die genannten 
Entscheidungen des EuGH und die der EuGVVO zugrunde liegenden Prinzipi
en zu beachten, insbesondere der Grundsatz gegenseitigen Vertrauens zwischen 
den Mitgliedstaaten. Hingegen meint das Verhältnis gegenüber Drittstaaten alle 
Fälle,  in denen entgegen der Vereinbarung eine Klage vor einem derogierten 
drittstaatlichen Gericht erhoben wird. In diesem Verhältnis gelten die genann
ten vom EuGH statuierten Grundsätze nicht. Wie bereits erläutert,  sollen  für 
dieses Verhältnis beispielhaft Klagen vor derogierten USamerikanischen Ge
richten untersucht werden.
Demgegenüber ist mit dieser Unterscheidung nicht die Frage gemeint, ob die 

Gerichtsstandsvereinbarung der EuGVVO unterliegt oder nicht. Lange war um
stritten,  ob Art.  23  EuGVVO  a. F.  alle Gerichtsstandsvereinbarungen  erfasst, 
die von einer Partei mit gewöhnlichem Aufenthalt oder Sitz innerhalb der Ge
meinschaft und einer Partei mit gewöhnlichem Aufenthalt oder Sitz außerhalb 
der EUMitgliedstaaten geschlossen werden. Sollte  der Fall  nur Berührungs
punkte zu Drittstaaten haben, wurde teilweise eine teleologische Reduktion der 
Norm vertreten.40 Der EuGH hat jedoch im Jahr 2005 in der Rechtssache Owu-
su41 endgültig geklärt, dass auch in solchen sog. reinen Drittstaatensachverhal
ten keine teleologische Reduktion des Anwendungsbereichs der EuGVVO vor
zunehmen sei, was auch durch Erwägungsgrund (8) der alten Verordnung klar
gestellt wurde.42 Art.  23 EuGVVO a. F. war folglich bislang immer anwendbar, 
wenn eine  in einem Mitgliedstaat ansässige Partei und eine Partei aus einem 
Drittstaat  die Zuständigkeit  eines Gerichts  oder  der Gerichte  eines Mitglied
staats vereinbart  hatten.43 Zu einer Anwendung des nationalen Prozessrechts, 
also der §§  38, 40 ZPO, kam es daher bislang nur, wenn beide Parteien außer
halb  der Gemeinschaft  ansässig waren  (z. B.  in  den USA)  und  ein  deutsches 

40 Z. B. Benecke, Die teleologische Reduktion des räumlichpersönlichen Anwendungs
bereichs von Art.  2 ff. und Art.  17 EuGVÜ (1993), S.  116 ff.; C. Kohler, IPRax 1983, 265, 266.

41  EuGH,  01.03.2005, Rs. C281/02  (Andrew Owusu/N. B. Jackson, Inhaber der Firma 
„Villa Holidays Bal-Inn Villas“, u. a.), Slg. 2005, I1383, Rn.  26 ff.

42  Dazu Heinze/Dutta, IPRax 2005, 224, 225.
43  Zum Anwendungsbereich des Art.  23 EuGVVO a. F. und zum früheren Streitstand, zu 

welchem Zeitpunkt das Wohnsitzerfordernis nach Art.  23 Abs.  1 EuGVVO a. F. vorzuliegen 
hatte, vgl. Peiffer, Schutz gegen Klagen im forum derogatum (2013), S.  76 ff. Vgl. außerdem 
zur analogen Anwendung des Art.  23 EuGVVO a. F. auf die Derogation der Gerichte eines 
Mitgliedstaats bzw. eines nationalen Gerichtsstands zugunsten der Gerichte eines Drittstaats 
Eichel,  AGBGerichtsstandsvereinbarungen  im  deutschamerikanischen  Handelsverkehr 
(2007), S.  46 ff.
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Gericht wählten.44 Dieser ohnehin schon weite Anwendungsbereich der Verord
nung  wurde  im  Zuge  der  Reform  der  EuGVVO  noch  erweitert.  Die  räum
lichpersönliche Einschränkung des Anwendungsbereichs wurde aufgehoben. 
Art.  25 Abs.  1 S.  1 EuGVVO n. F. erfasst nun alle Vereinbarungen, die ein Ge
richt oder die Gerichte eines Mitgliedstaats als zuständig benennen, unabhängig 
vom Wohnsitz der Parteien.45 Eine  internationale Gerichtsstandsvereinbarung 
zugunsten deutscher Gerichte wird damit zukünftig ausnahmslos der EuGVVO 
(oder seit dessen Inkrafttreten in einigen Fällen den Vorschriften des HGÜ) und 
überhaupt nicht mehr §  38 ZPO unterliegen. Mangels praktischer Relevanz wer
den internationale Gerichtsstandsvereinbarungen nach §  38 ZPO in dieser Ar
beit daher auch nicht behandelt. 

4. EuGVVO alter und neuer Fassung

Nach einem  langwierigen Reformprozess  ist die am 20.12.2012  im Amtsblatt 
der Europäischen Union veröffentlichte neue Fassung der EuGVVO gemäß ih
rem Art.  81 am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung, also am 09.01.2013, 
in  Kraft  getreten.  Art.  81  der  revidierten  Verordnung  bestimmt,  dass  ihre 
Vorschrif ten (mit Ausnahme der in den Art.  75 und 76 normierten Mitteilungs 
und  Notifikationspflichten  der  Mitgliedstaaten  an  die  Kommission)  ab  dem 
10.01.2015  gelten.  Den  zeitlichen  Anwendungsbereich  regelt  Art.  66  Abs.  1 
EuGVVO n. F. Danach ist die Verordnung auf Verfahren anzuwenden, die am 
10.01.2015 oder danach eingeleitet worden sind. Alle ab diesem Zeitpunkt oder 
in der Zukunft eingeleiteten Gerichtsverfahren werden also der EuGVVO n. F. 
unterfallen.
In dieser Arbeit soll daher die Rechtslage unter Zugrundelegung der refor

mierten EuGVVOVorschriften untersucht werden. Dabei sollen auch die Un
terschiede und Neuerungen ermittelt werden, welche sich mit Inkrafttreten bzw. 
Geltung der neuen EuGVVO im Vergleich zur bisherigen Rechtslage bezogen 
auf  die  konkrete  Fragestellung,  ob  die  Verletzung  einer  internationalen  Ge
richtsstandsvereinbarung  Schadensersatzansprüche  auszulösen  vermag,  erge
ben haben. Die Vorschriften der bisher geltenden und der reformierten Verord
nung werden jeweils als Vorschriften alter bzw. neuer Fassung gekennzeichnet 
(z. B. „Art.  23 EuGVVO a. F.“ bzw. „Art.  25 EuGVVO n. F.“). 

44  Eine  Erweiterung  des  Anwendungsbereichs  der  EuGVVO  fand  sich  außerdem  in 
Art.  23 Abs.  3 EuGVVO a. F., wonach auch dann, wenn keine der Parteien ihren Wohnsitz in 
einem Mitgliedstaat hatte, die Gerichte der anderen Mitgliedstaaten nicht entscheiden durf
ten,  außer wenn sich das vereinbarte Gericht oder die vereinbarten Gerichte rechtskräftig für 
unzuständig erklärt hatten. Die Vorschrift ist mit der Reform weggefallen.

45  Die  Streichung  des  Wohnsitzerfordernisses  wurde  u. a.  bereits  vorgeschlagen  von 
 Kropholler, in: Festschrift Ferid (1988), S.  239, 247 f.
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Im Übrigen sei darauf hingewiesen, dass die reformbedingten Änderungen 
nur bestimmte Bereiche der EuGVVO betreffen, während große Bereiche der 
alten Verordnung unverändert geblieben sind, etwa die meisten Zuständigkeits
vorschriften. Soweit sich keine Änderungen durch die Reform ergeben haben, 
können die Rechtsprechung des EuGH sowie die im Schrifttum zur alten Ver
ordnung  vertretenen Ansichten  fortgelten.  In  Bezug  auf  das Verhältnis  zwi
schen der EuGVVO und ihrem Vorgängerübereinkommen, dem EuGVÜ (bzw. 
Brüsseler EWGÜbereinkommen)46, hat der EuGH mehrfach festgestellt, dass 
seine  Auslegung  der  Vorschriften  des  EuGVÜ  für  die  inhaltsgleichen  Vor
schriften der EuGVVO weitergelte.47 Es ist kein Grund ersichtlich, weshalb das 
Gleiche nicht auch für das Verhältnis zwischen den inhaltsgleichen Vorschriften 
der alten und neuen EuGVVO gelten sollte.

II. Grenzen der Untersuchung

1. Beschränkung auf Schadensersatz- und andere Erstattungsansprüche

Es soll keine Auseinandersetzung mit der Frage stattfinden, wie internationalen 
Gerichtsstandsvereinbarungen generell zu einer größeren Durchsetzbarkeit ver
holfen werden kann. Andere Rechtsbehelfe als Schadensersatzansprüche (nach 
der obigen Definition), wie etwa Feststellungsklagen oder Prozessführungsver
bote, werden nur überblicksweise dargestellt. Die Darstellung dieser  anderen 
Schutzmöglichkeiten dient allein den folgenden Zwecken: Erstens muss unter
sucht werden, ob überhaupt ein Bedürfnis für die Etablierung der Schadenser
satzmöglichkeit besteht, wofür notwendigerweise die anderen Schutzmöglich
keiten einer knappen Erläuterung bedürfen. Zweitens ist es zum besseren Ver
ständnis  der  Problematik  der  Schadensersatzansprüche  erforderlich,  diese  in 
den Kontext anderer Schutzmechanismen gegen abredewidrig erhobene Klagen 
einordnen zu können. Drittens ist es möglich, dass bestimmte Argumente und 
Bedenken, die in der Diskussion der anderen Schutzmittel angebracht worden 
sind, auf die vorliegende Problematik übertragen werden können oder müssen, 
weshalb Schadensersatzansprüche nicht isoliert betrachtet werden dürfen. Letz

46  Brüsseler EWGÜbereinkommen über die gerichtliche Zuständigkeit und die Vollstre
ckung gerichtlicher Entscheidungen in Zivil und Handelssachen vom 27. September 1968 
(BGBl. 1972 II, S.  774), in der Fassung des 4. Beitrittsübereinkommens vom 29. November 
1996 (BGBl. 1998 II, S.  1412).

47  EuGH, 23.04.2009, Rs. C167/08 (Draka NK Cables Ltd u. a./Omnipol Ltd), Slg. 2009, 
I3477,  Rn.  20;  EuGH,  16.07.2009,  Rs.  C189/08  (Zuid-Chemie BV/Philippo’s Mineralen-
fabriek NV/SA), Slg. 2009, I6917, Rn.  18; EuGH, 10.09.2009, Rs. C292/08 (German Gra-
phics Graphische Maschinen GmbH/Alice van der Schee), Slg. 2009, I8421, Rn.  27.
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teres mag besonders auf die Argumente gegen die Zulässigkeit von Prozessfüh
rungsverboten zutreffen.
Außerdem  beschränkt  sich  die  Untersuchung  auf  Ansprüche,  die  sich  aus 

§  280 BGB i. V. m. der Gerichtsstandsvereinbarung oder aus dem Delikts bzw. 
Bereicherungsrecht ergeben. Wie es sich auswirkt, wenn die Parteien vertrag
liche  Schadensersatzpflichten,  materielle  Kostenerstattungsansprüche  oder 
Vertragsstrafen für die Verletzung einer Gerichtsstandsvereinbarung vereinbart 
haben, wird nicht untersucht.48

2. Beschränkung auf Fälle der Missachtung von Gerichtsstandsvereinbarungen 

Bei der Missachtung einer Gerichtsstandsvereinbarung handelt es sich um einen 
speziellen  Unterfall  missbräuchlichen  Prozessverhaltens.  Missbräuchliches 
Prozessverhalten kann nämlich nicht nur in der Erhebung einer Klage, sondern 
auch in einem missbilligenswerten Verhalten während des Prozesses bestehen.49 
Weiterhin kann auch die Einleitung eines Verfahrens missbräuchlich sein, ob
wohl  überhaupt  keine  Gerichtsstandsvereinbarung  zwischen  den  beteiligten 
Parteien existiert; Schutz vor ausländischen Verfahren bzw. forum shopping im 
Ausland wird daher auch jenseits der Fälle, in denen eine Gerichtsstandsverein
barung  verletzt wird,  gesucht.50  Ebenfalls  gibt  es  Situationen,  in  denen  eine 
Partei Schutz vor einem inländischen Verfahren begehrt.51 Solche Fälle sind vor 
allem  aus  dem  Immaterialgüterrecht  bekannt,  konkret  geht  es  um Fälle  sog. 
unberechtigter  Schutzrechtsverwarnung.52  All  diese  Fälle  missbräuchlichen 

48  Dazu  vgl.  Mankowski,  IPRax  2009,  23,  32 ff.;  ders.,  in:  Rauscher,  EuZPR/EuIPR, 
4.  Aufl. 2015, Art.  25 Brüssel IaVO Rn.  258 ff.; Peiffer, Schutz gegen Klagen im forum dero
gatum (2013), S.  496 ff.

49  Vgl. dazu z. B. Zeiss, Die arglistige Prozeßpartei (1967). Aus schweizerischer Perspek
tive vgl. Casanova, Die Haftung der Parteien für prozessuales Verhalten: Insbesondere nach 
Art.  41 ff. OR (1982).

50  Zum Schutz vor Klagen  im Ausland,  vor  allem  in den USA, vgl. Grunwald,  Forum 
Shopping mit  amerikanischen Gerichten  (2008),  S.  183 ff.; Köster, Haftung wegen  Forum 
Shopping in den USA (2001); Kurth, Inländischer Rechtsschutz gegen Verfahren vor auslän
dischen Gerichten (1989); Paulus, in: Festschrift Georgiades (2005), S.  511; ders., RIW 2006, 
258. Für eine schweizerische Perspektive vgl. Jegher, Abwehrmassnahmen gegen ausländi
sche Prozesse im Internationalen Zivilverfahrensrecht der Schweiz (2003).

51  Allgemein dazu Götz, Zivilrechtliche Ersatzansprüche bei schädigender Rechtsverfol
gung (1987); Hopt, Schadensersatz aus unberechtigter Verfahrenseinleitung (1968). Zur Ab
wehr von Nachteilen aus der außerprozessualen Geltendmachung eines unberechtigten An
spruchs durch den Gegner vgl. Hösl, Kostenerstattung bei außerprozessualer Verteidigung 
gegen unberechtigte Rechtsverfolgung (2004).

52  Vgl. zu der Problematik der unberechtigten Schutzrechtsverwarnung insb. Horn, Die 
unberechtigte Schutzrechtsverwarnung aus gewerblichen Schutzrechten (1971); Reuthal, Die 
unberechtigte  wettbewerbsrechtliche  Abmahnung  unter  besonderer  Berücksichtigung  der 
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Prozessverhaltens  sind  aber  nicht  Gegenstand  dieser  Arbeit  und werden  nur 
dann in die Untersuchung miteinbezogen, wenn sich daraus Schlussfolgerungen 
für die Frage ableiten lassen, wie die Verletzung einer Gerichtsstandsvereinba
rung zu behandeln ist.

3. Keine Untersuchung der parallelen Problematik bei Schiedsvereinbarungen

Den Gegenstand dieser Arbeit  bilden  allein  internationale Gerichtsstandsver
einbarungen. Schiedsvereinbarungen und die Möglichkeit, für deren Verletzung 
Schadensersatz zu verlangen, sollen nicht untersucht werden. Auch wenn das 
wesentliche Ziel von Gerichtsstands und Schiedsvereinbarungen, nämlich die 
gesetzliche Zuständigkeitsordnung zu modifizieren, identisch ist53, unterschei
den sich beide Vereinbarungen nicht nur hinsichtlich der auf sie anwendbaren 
Rechtsregeln54, sodass eine gemeinsame Behandlung zu pauschal wäre. Dafür 
sprechen einige Besonderheiten aus dem Bereich der Schiedsvereinbarung:
Es existieren zwar in einigen Staaten Entscheidungen staatlicher Gerichte55, 

die wegen der Verletzung einer internationalen Schiedsvereinbarung Schadens
ersatz  gewährt  haben,  und diese Möglichkeit wird  im Schrifttum56  ebenfalls 

unberechtigten Schutzrechtsverwarnung (1985); Sack, WRP 1976, 733; ders., Unbegründete 
Schutzrechtsverwarnungen (2006); Ullmann, GRUR 2001, 1027; Waschmann, Die unberech
tigte  Verwarnung  aus Kennzeichenrecht  (2010); Zimmermann,  Die  unberechtigte  Schutz
rechtsverwarnung (2008).

53  Vgl. Hausmann, in: Festschrift Lorenz (1991), S.  359, 363 f.; Mankowski, RIW 2011, 30, 
31; Praschma, Die Einwirkung auf ausländische Prozesse durch Unterlassungs und Scha
densersatzklagen  (1971), S.  65 ff.; Rahmann, Ausschluß der  staatlichen Gerichtszuständig
keit (1984), S.  152 f., 158 f.; Sievi, 66 Dispute Resolution Journal (2011), 56, 59; Tan, Virginia 
Journal of International Law (2006–2007), 545, 601.

54  Zu  den  fundamentalen Unterschieden  zwischen Gerichtsstands  und  Schiedsverein
barungen vgl. Born, International Commercial Arbitration, 2.  Aufl. 2014, S.  71 f., 255 ff. Vgl. 
außerdem  die  vergleichende Untersuchung  von Pryles,  25  International  and Comparative 
Law Quarterly (1976), 544.

55  Vgl. die Rechtsprechungsnachweise in Teil II §  8 und §  9.
56  Vgl.  die  Diskussion  bei Bollée,  Revue  de  l’arbitrage  2012,  819; Born,  International 

Commercial Arbitration, 2.  Aufl. 2014, S.  1304 f.; Byford/Sawar, 12 International Arbitration 
Law Review (2009), 29; Dutson, 16 Arbitration International (2000), 89; Dutson/Howarth, 75 
The International Journal of Arbitration, Mediation and Dispute Management (2009), 334, 
340, 345; Friedland/Brown, in: van den Berg (Hrsg.), International Arbitration 2006: Back to 
Basics? (2007), S.  267; Hartley, 63 International and Comparative Law Quarterly (2014), 843, 
862 ff.; Hess, JZ 2014, 538, 542; Landau, in: van den Berg (Hrsg.), International Arbitration 
2006: Back to Basics? (2007), S.  282; Kern, SchiedsVZ 2009, 183, 184; Manner/Mosiman, in: 
Festschrift Schwenzer (2011), S.  1197; Michaelson/Blanke, 74 The International Journal of 
Arbitration, Mediation and Dispute Management (2008), 12, 23 ff.; Raphael, The Antisuit 
Injunction (2008), Rn.  14.05 ff.; Sachs/Peiffer, in: Festschrift CoesterWaltjen (2015), S.  713; 
O. Sandrock, IDR 2004, 106; Santomauro, 6 Journal of Private International Law (2010), 281, 
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diskutiert. Allerdings sind – im Vergleich zur parallelen Problematik bei Ge
richtsstandsvereinbarungen  –  insgesamt weniger  Entscheidungen  bekannt,  in 
denen sich die Gerichte mit der Frage auseinandergesetzt haben, ob Schadens
ersatz für die Verletzung einer Schiedsvereinbarung zu leisten ist. Dies wurzelt 
in der Besonderheit, dass für die Schadensersatzklage der nicht vertragsbrüchi
gen Partei grundsätzlich zwei mögliche Rechtswege in Betracht kommen: Sie 
kann versuchen, vor einem staatlichen Gericht Schadensersatz zu verlangen. Ob 
die  staatlichen Gerichte  aber überhaupt  für die Entscheidung über den Scha
densersatzanspruch zuständig sind, ist allerdings problematisch.57 In den meis
ten Fällen wird die nicht vertragsbrüchige Partei ihr Begehren also vor das ge
wählte Schiedsgericht bringen. Sowohl in England58 als auch in der Schweiz59 
ist  in  den  vergangenen  Jahren  ausdrücklich  entschieden  worden,  dass  den 
Schiedsgerichten die Zuständigkeit für die Entscheidung über den Schadenser
satzanspruch zustehe. Häufig entscheidet demnach das gewählte Schiedsgericht 
und  kein  staatliches Gericht  über  die  Frage  der Kostenverteilung  bzw.  einen 
Schadensersatzanspruch. Gegen  Schiedssprüche werden  aber  nur  vergleichs
weise selten Rechtsmittel vor staatlichen Gerichten eingelegt und Schiedssprü
che selbst werden häufig nicht publiziert – was erklärt, weshalb aus diesem Be
reich nur wenige bekannte Entscheidungen vorliegen.60 Hinzutritt ein weiterer 
Faktor: Vor einem Schiedsgericht besteht nicht immer das Erfordernis, den Er
satz  der  Kosten  für  ein  abredewidrig  eingeleitetes  Verfahren  gesondert  als 
Schadensersatz einzuklagen. Denn dem Schiedsgericht wird allgemein ein wei
ter Ermessensspielraum bei seiner Kostenentscheidung zuerkannt. In Deutsch
land hat das Schiedsgericht gemäß §  1057 Abs.  1 S.  1 ZPO (wie auch nach der 
identischen Regelung in §  35.1 DISSchiedsgerichtsordnung 98) über die Vertei
lung der Kosten für das Schiedsverfahren auf die jeweiligen Parteien zu befin

310 ff.; Scherer, 14 International Arbitration Law Review (2011), 43; Schwenzer, in: Mélanges 
Tercier (2008), 417; Sievi, 66 Dispute Resolution Journal (2011), 56; Tan, Virginia Journal of 
International Law (2006–2007), 545, 597 ff.; Wessel/North Cohen, 4 International Arbitra
tion Law Review (2001), 65.

57  Die Zuständigkeit staatlicher Gerichte für die Entscheidung über die Frage, ob wegen 
der Verletzung einer Schiedsvereinbarung Schadensersatz zu gewähren ist, verneinen etwa 
Manner/Mosiman, in: Festschrift Schwenzer (2011), S.  1197, 1202.

58  Vgl. West Tankers Inc. v. Allianz SpA and others [2012] EWHC 854 (Comm), Rn.  68. 
Vgl. die Untersuchung der Entscheidung in Teil II §  8 C. II. 2. c).

59  Vgl. die Entscheidung 4A_444/2009 vom 11.02.2010 des Schweizerischen Bundesge
richts und dazu Manner/Mosiman, in: Festschrift Schwenzer (2011), S.  1197, 1202; Scherer, 
14 International Arbitration Law Review (2011), 43. Vgl. die Untersuchung der Entscheidung 
in Teil II §  9 F.

60  Vgl.  auch Sievi, 66 Dispute Resolution  Journal  (2011),  56,  60; Wessel/North Cohen,  
4 International Arbitration Law Review (2001), 65, 65.
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den. Dabei kommt ihm eine umfassende Zuständigkeit für die Kostenentschei
dung zu.61 Das Schiedsgericht  entscheidet  nach §  1057 Abs.  1 S.  2 ZPO nach 
pflichtgemäßem  Ermessen.  Dieser  schiedsrichterliche  Ermessensspielraum 
wird nach allgemeiner Meinung weit  ausgelegt.62 Es wird vertreten, dass der 
Ermessensspielraum auch die Kompetenz enthalte, über die durch den Zustän
digkeitsstreit vor einem staatlichen in oder ausländischen Gericht entstandenen 
Kosten  als  „Kosten  des  Schiedsverfahrens“,  d. h.  als  Teil  des  prozessualen 
 Kostenerstattungsanspruchs,  zu  entscheiden.63 Aus  diesem Grund besteht  im 
Schiedsverfahrensrecht  seltener  das  Bedürfnis,  eine  gesonderte  Schadenser
satzklage zu erheben.64 
Auch wenn also Schiedsvereinbarungen und deren Verletzung nicht den Ge

genstand dieser Arbeit bilden, wird jedoch zum besseren Verständnis an einigen 
Stellen  auf  die  parallele  Problematik  im Bereich  von  Schiedsvereinbarungen 
hingewiesen, insbesondere wenn die Gemeinsamkeiten oder aber Unterschiede 
zwischen beiden Vereinbarungen hervorgehoben werden sollen oder wenn dies 
zum besseren Verständnis des systematischen Zusammenhangs, in welchen die 
Problematik eingebettet ist, erforderlich erscheint. Viele der im Zusammenhang 
mit  Gerichtsstandsvereinbarungen  angestellten  Erwägungen  und  gefundenen 
Ergebnisse werden dann freilich auf Schiedsvereinbarungen übertragbar sein. 
Allerdings bereitet es Schwierigkeiten, einen gemeinsamen Oberbegriff für in
ternationale Gerichtsstands  und  Schiedsvereinbarungen  zu  finden. Während 
der Begriff der Zuständigkeitsvereinbarung zu eng ist und lediglich Gerichts
standsvereinbarungen meint65, ist der Begriff der Streitbeilegungsvereinbarung 
wiederum  zu  weit  und  erfasst  auch  Vereinbarungen  zur  außergerichtlichen 
Streitbeilegung,  beispielsweise  Mediationsvereinbarungen.66  Wenn  in  dieser 
Arbeit beide Vereinbarungen gemeint sind, werden sie daher auch ausdrücklich 
als „Gerichtsstands und Schiedsvereinbarungen“ bezeichnet.

61 Gerstenmaier, SchiedsVZ 2012, 1, 2.
62  Vgl. Thiel/Pörnbacher, SchiedsVZ 2007, 295, 297. Vgl. zur Weite des Ermessens, das 

dem Schiedsgericht bei der Kostenentscheidung zukommt, und den sich daraus ergebenden 
Problemen Risse/Altenkirch, SchiedsVZ 2012, 5.

63 von Bodungen/Pörnbacher,  in:  Taktik  im  Schiedsverfahren  (2008),  S.  121,  148 ff.;  
O. Sandrock, IDR 2004, 106, 109, 111; Thiel/Pörnbacher, SchiedsVZ 2007, 295, 298.

64  Nach Münch, in: MünchKomm ZPO, 4.  Aufl. 2013, §  1057 Rn.  10 hat der weite Ermes
sensspielraum  des  Schiedsgerichts  gemäß  §  1057  ZPO  zur  Folge,  dass  einer  klageweisen 
Durchsetzung  eines  gesonderten  materiellrechtlichen  Erstattungsanspruchs,  etwa  aus 
§§  280, 823 oder 826 BGB, in den meisten Fällen das Rechtsschutzbedürfnis fehlt.

65  So spricht etwa Spellenberg, in: MünchKomm BGB, 5.  Aufl. 2010, Art.  17 Rom IVO 
Rn.  45 nicht von „Gerichtsstandsvereinbarungen und Schiedsvereinbarungen“, sondern von 
„Zuständigkeitsvereinbarungen und Schiedsvereinbarungen“.

66  Vgl. etwa Blobel/Späth, ZEuP 2005, 784, 784.
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III. Gang der Untersuchung

Die vorliegende Arbeit gliedert sich in drei Teile. 
Im ersten Teil wird der status quo der Durchsetzbarkeit internationaler Ge

richtsstandsvereinbarungen dargestellt: Es soll aufgezeigt werden, welche Mo
tive Parteien einerseits zum Abschluss und andererseits zur Missachtung einer 
internationalen  Gerichtsstandsvereinbarung  bewegen,  welches  die  relevanten 
Fallgruppen  der Verletzung  von Gerichtsstandsvereinbarungen  im Verhältnis 
zwischen den EuGVVOMitgliedstaaten auf der einen und im Verhältnis gegen
über Drittstaaten auf der anderen Seite sowie die sich daraus ergebenden Folgen 
und Nachteile für die redliche Partei sind und welche Schutz und Abwehrmaß
nahmen gegen Klagen im forum derogatum in Betracht kommen. 
Im zweiten Teil werden ausländische Rechtsprechung und das ausländische 

Schrifttum zu der Möglichkeit, Schadensersatz wegen der Verletzung einer in
ternationalen Gerichtsstandsvereinbarung zu gewähren, untersucht. 
Der dritte Teil widmet sich dann der Problematik, ob auch vor deutschen Ge

richten  Schadensersatz wegen  der Verletzung  einer  internationalen Gerichts
standsvereinbarung eingeklagt werden kann. In diesem Zusammenhang werden 
primär  vertragliche,  am Rande  auch  deliktische  und  bereicherungsrechtliche 
Ansprüche untersucht. Es sollen u. a. die Fragen geklärt werden, wann die deut
schen Gerichte für die Entscheidung über den Schadensersatzanspruch zustän
dig sind, welche besonderen Zulässigkeitsvoraussetzungen bzw. hindernisse für 
eine Schadensersatzklage bestehen und welches Recht den Schadensersatzan
spruch beherrscht. In materiellrechtlicher Hinsicht findet insbesondere eine Aus
einandersetzung mit der Frage statt, ob die Verletzung einer internationalen Ge
richtsstandsvereinbarung eine Pflichtverletzung gemäß §  280 Abs.  1 BGB dar
stellt, die rechtswidrig ist und die der Auslandskläger zu vertreten hat. Zudem 
wird untersucht, welche Schadensposten ersetzbar  sind und ob eine deutsche 
Schadensersatz gewährende Entscheidung im Ausland Aussicht auf Anerken
nung und Vollstreckbarkeit hätte. Weiterhin sollen auch die Unterschiede ermit
telt werden, die sich je nachdem, ob sich der Fall im Verhältnis zwischen ver
schiedenen EuGVVOMitgliedstaaten oder  im Verhältnis zu einem Drittstaat 
bewegt, ergeben können. Erörtert werden außerdem die Auswirkungen der EuG
VVOReform auf die Möglichkeit, Schadensersatz für die Verletzung einer Ge
richtsstandsvereinbarung zu gewähren, sowie die Frage, wie sich die Rechtslage 
unter den nunmehr geltenden Vorschriften des HGÜ gestaltet. Der Teil schließt 
mit einer Zusammenfassung der in dieser Arbeit gefundenen Ergebnisse.



Teil I

Abschluss und Durchsetzbarkeit einer internationalen 
Gerichtsstandsvereinbarung: der status quo





§  2  Einführung zum ersten Teil der Untersuchung

In Teil I dieser Arbeit wird versucht, einen Überblick zur Durchsetzbarkeit in
ternationaler Gerichtsstandsvereinbarungen zugunsten deutscher (bzw. anderer 
mitgliedstaatlicher) Gerichte nach dem status quo zu geben. Konkret beschäf
tigt sich Teil I mit den grundlegenden Fragen, deren Beantwortung für die Un
tersuchung des eigentlichen Gegenstands der Arbeit, ob wegen der Verletzung 
einer internationalen Gerichtsstandsvereinbarung vor einem deutschen Gericht 
Schadensersatz eingeklagt werden kann, erforderlich ist: Warum schließen Par
teien überhaupt internationale Gerichtsstandsvereinbarungen? Weshalb werden 
diese Vereinbarungen verletzt? Welche Folgen und Nachteile können sich aus 
der Missachtung der Vereinbarung für die nicht vertragsbrüchige Partei erge
ben? Und wie kann man sich vor einer Klage im forum derogatum schützen oder 
sich dagegen wehren?
Zunächst soll untersucht werden, welche Gründe und Erwartungen Parteien 

einerseits zum Abschluss und andererseits zur Missachtung einer internationa
len Gerichtsstandsvereinbarung motivieren. Dabei wird das Spannungsfeld von 
staatlicher Regelung und Parteiinteressen, in welchem sich Gerichtsstandsver
einbarungen befinden, dargestellt (§  3). Sodann widmet sich ein Kapitel der Fra
ge, wie es um die Durchsetzbarkeit von Gerichtsstandsvereinbarungen im Ver
hältnis zwischen den EuGVVOMitgliedstaaten bestellt ist und welche Ände
rungen  sich  hier  durch  die  Reform  der  EuGVVO  ergeben  haben,  wobei  der 
Vollständigkeit halber am Rande auch auf die Rechtslage in Bezug auf Schieds
vereinbarungen  eingegangen  werden  soll  (§  4).  Im  darauffolgenden  Kapitel 
wird demgegenüber das Verhältnis zu Drittstaaten untersucht, konkret also die 
Fragen, aus welchen Gründen und mit welchen Folgen Gerichtsstandsvereinba
rungen zugunsten deutscher Gerichte durch Klageerhebung in einem Drittstaat 
– und zwar beispielhaft den USA – verletzt werden. Auch in diesem Zusammen
hang soll in gebotener Kürze vergleichend die Behandlung von Schiedsverein
barungen durch die USamerikanischen Gerichte skizziert werden (§  5). Teil I 
schließt mit einer Darstellung der bisher in Rechtsprechung und Schrifttum in 
Deutschland und im Ausland diskutierten Schutz und Abwehrmaßnahmen vor 
und gegen Klagen im forum derogatum mit Ausnahme der Schadensersatzmög
lichkeit (§  6).





§  3  Internationale Gerichtsstandsvereinbarungen  
im Spannungsfeld von staatlicher Regelung  

und Parteiinteressen

A.  Überblick

Unterschiedliche Gründe können eine Partei im internationalen Rechtsverkehr 
zum Abschluss  einer  internationalen Gerichtsstandsvereinbarung motivieren: 
Sie kann aus allgemeiner Übung und Gewohnheit handeln, ohne sich allzu weit
reichende Gedanken über den tatsächlichen Fall eines in der Zukunft liegenden 
Gerichtsverfahrens  zu machen.  In  aller Regel  erhofft  sie  sich durch den Ab
schluss einer Gerichtsstandsvereinbarung ganz generell die bessere Kalkulier
barkeit des Verfahrens und damit Kosten und Zeitersparnisse, vor allem aber 
Rechtssicherheit.1 In manchen Fällen wird die Vereinbarung auch das Resultat 
einer nicht nur auf generelle Planbarkeit gerichteten, sondern auf die Erlangung 
ganz konkreter Vorteile, welche aus der Anwendbarkeit einer bestimmten Pro
zessrechtsordnung oder eines bestimmten Kollisions bzw. Sachrechts erwach
sen können, abzielenden Taktik sein. Ist eine Partei eine Gerichtsstandsverein
barung eingegangen, wird sie jedoch dann trotzdem vor ein anderes, nicht ge
wähltes Gericht ziehen, wenn sie sich aus der Klageerhebung Vorteile erhofft, 
welche die aus der Verletzung der Vereinbarung u. U. erwachsenden Nachteile 
ihrer Ansicht nach überwiegen. Die Gründe, welche Parteien im internationalen 
Rechtsverkehr dazu bewegen, eine Gerichtsstandsvereinbarung durch Klageer
hebung  im  derogierten  Forum  zu  verletzen,  können  dabei  genauso  vielfältig 
sein wie die Motive zum Abschluss der Vereinbarung. Umso schwieriger fällt 
eine Einordnung von Gerichtsstandsvereinbarungen in den Kontext des forum 
shopping. Internationale Gerichtsstandsvereinbarungen befinden sich im Span

1  Vgl.  z. B. Dreifuss, Zeitschrift  für  Schweizerisches  Recht  2003,  147; Hausmann,  in: 
Reithmann/Martiny  (Hrsg.),  Internationales Vertragsrecht, 8.  Aufl. 2015, Rn.  8.2; Juenger, 
RabelsZ 35 (1971), 284, 285; ders., 7 Florida Journal of International Law (1992), 383, 383 f.; 
Karayanni, 34 Duquesne Law Review (1996), 1009, 1009; Leible, ZVglRWiss 97 (1998), 286; 
Lindenmayr,  Vereinbarungen  über  die  internationale  Zuständigkeit  (2002),  S.  37;  Peiffer, 
Schutz gegen Klagen im forum derogatum (2013), S.  12.
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nungsfeld zwischen verschiedenen staatlichen und Parteiinteressen. Diese Inte
ressen sollen im Folgenden herausgearbeitet werden:
Zunächst sollen Gerichtsstandsvereinbarungen in das weltweite System der 

internationalen Entscheidungszuständigkeit  eingeordnet  und  dabei  aufgezeigt 
werden,  dass  Parteien  durch  den  Abschluss  einer  internationalen  Gerichts
standsvereinbarung vor allem Rechtssicherheit durch Vorhersehbarkeit anstre
ben  (B.). Sodann werden die allgemeinen Gründe für  forum shopping darge
stellt und der Abschluss sowie die Verletzung  internationaler Gerichtsstands
vereinbarungen  im  Kontext  des  forum shopping  erläutert  (C.).  Zuletzt  wird 
geordnet, welche möglichen Fallgruppen der Verletzung einer  internationalen 
Gerichtsstandsvereinbarung es gibt (D.).

B.  Gerichtsstandsvereinbarungen im System der internationalen 
Entscheidungszuständigkeit 

I. Die Anarchie der internationalen Zuständigkeit

Mit dem Abschluss einer internationalen Gerichtsstandsvereinbarung erstreben 
die Parteien Rechtssicherheit, weil bei internationalen Streitigkeiten häufig die 
Gerichte  verschiedener  Staaten  für  die  Entscheidung  in  der  Sache  zuständig 
sein können. Während nämlich der Zivilrechtsverkehr in den vergangenen Jahr
zehnten eine immer stärkere Internationalisierung erfahren hat, ist die Verein
heitlichung des Rechts nur in einigen Bereichen vorangeschritten. Dabei nahm 
das Recht der internationalen Entscheidungszuständigkeit bislang alles andere 
als eine Vorreiterstellung ein. Das New Yorker Übereinkommen über die Aner
kennung und Vollstreckung ausländischer Schiedssprüche vom 10.  Juni 1958 
(im Folgenden: UNÜ)2, welches mit  seiner hohen Mitgliederzahl3  eine große 
Erfolgsgeschichte zu verzeichnen hat, regelt lediglich Schiedsverfahren.4 Dem
gegenüber gibt es bis heute kein globales Übereinkommen, welches die Frage 
der  internationalen Zuständigkeit  für die Entscheidung über eine Zivilrechts
streitigkeit umfassend  regelt. Auch das HGÜ enthält, anders als ursprünglich 
geplant5,  lediglich Normen  für  ausschließliche Gerichtsstandsvereinbarungen 

2  BGBl. 1961 II,  S.  121, 122; 1987 II, S.  389.
3  Vgl. die Liste der Vertragsstaaten auf <http://www.newyorkconvention.org/contracting 

states>.
4  Allerdings regelt auch das New Yorker Übereinkommen grundsätzlich keine Zuständig

keitsfragen, sondern sichert die Anerkennung und Vollstreckung von Schiedssprüchen. 
5  Ursprünglich war eine umfassende Regelung internationaler Zuständigkeitsfragen und 

der Anerkennung und Vollstreckung ausländischer Entscheidungen geplant. Ein solcher Ver
tragsentwurf wurde auch 1999 fertiggestellt, vgl. dazu Nygh/Pocar, Report on the Prelimi
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im unternehmerischen Geschäftsverkehr und zur Anerkennung und Vollstre
ckung von Entscheidungen von in solchen Vereinbarungen benannten Gerich
ten.6  Abseits  der  EuGVVO  und  ihrer  Parallelverordnungen,  namentlich  der 
EuEheVO  (bzw.  Brüssel  IIaVO)7,  der  EuUnthVO8,  der  EuErbVO9  sowie  der 
kürzlich in Kraft getretenen (aber noch nicht geltenden) EuGüVO10 und EuPart
VO11, sind die Vorgängerübereinkommen der EuGVVO zu nennen, nämlich das 
von der EuGVVO abgelöste EuGVÜ (bzw. Brüsseler EWGÜbereinkommen)12 
und das LugÜ13, welches seit dem 01.01.2010 für die Europäische Union, Däne
mark und Norwegen, seit dem 01.01.2011 für die Schweiz und seit dem 01.05.2011 

nary  Draft  Convention  on  Jurisdiction  and  Foreign  Judgments  in  Civil  and  Commercial 
 Matters, Preliminary Document No. 11 (August 2000), online abrufbar unter <http://www.
hcch.net/upload/wop/jdgmpd11.pdf>. Europäischamerikanische Divergenzen und mangeln
de Kompromissbereitschaft beiderseits machten jedoch eine Einigung auf ein so weitreichen
des Vertragswerk unmöglich, vgl. dazu Adler/Zarychta, 27 Northwestern Journal of Interna
tional Law and Business (2006), 1, 9; Eichel, RIW 2009, 289, 290; Hess, IPRax 2000, 342, 
343; von Mehren, IPRax 2000, 465, 466 ff.; Talpis/Krnjevic, 13 Southwestern Journal of Law 
and Trade in the Americas (2006), 1, 3; R. Wagner, RabelsZ 73 (2009), 100, 106. 

6  Mehr zum HGÜ in Teil III §  15 C.
7  Verordnung (EG) Nr.  2201/2003 des Rates vom 27. November 2003 über die Zuständig

keit und die Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen in Ehesachen und in Ver
fahren  betreffend  die  elterliche Verantwortung  und  zur Aufhebung  der Verordnung  (EG) 
Nr.  1347/2000 (ABl. EU 2003, Nr. L 338, S.  1).

8  Verordnung (EG) Nr.  4/2009 des Rates vom 18. Dezember 2008 über die Zuständigkeit, 
das  anwendbare Recht,  die Anerkennung  und Vollstreckung  von Entscheidungen  und  die 
Zusammenarbeit in Unterhaltssachen (ABl. EU 2009 Nr. L 7, S.  1). 

9  Verordnung (EU) Nr.  650/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 4. Juli 
2012 über die Zuständigkeit, das anzuwendende Recht, die Anerkennung und Vollstreckung 
von  Entscheidungen  und  die  Annahme  und Vollstreckung  öffentlicher  Urkunden  in  Erb
sachen sowie zur Einführung eines Europäischen Nachlasszeugnisses (Abl. EU 2012 Nr. L 
201, S.  107). Die Verordnung gilt gemäß ihrem Art.  84 für Erbfälle ab dem 17.08.2015. 

10  Verordnung (EU) 2016/1103 des Rates vom 24. Juni 2016 zur Durchführung einer Ver
stärkten Zusammenarbeit im Bereich der Zuständigkeit, des anzuwendenen Rechts und der 
Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen in Fragen des ehelichen Güterstands 
(Abl. EU 2016 L 183, S.  1).

11  Verordnung (EU) 2016/1104 des Rates vom 24. Juni 2016 zur Durchführung der Ver
stärkten Zusammenarbeit im Bereich der Zuständigkeit, des anzuwendenen Rechts und der 
Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen in Fragen güterrechtlicher Wirkungen  
eingetragener Partnerschaften (Abl. EU 2016 L 183, S.  30).

12  Brüsseler EWGÜbereinkommen über die gerichtliche Zuständigkeit und die Vollstre
ckung gerichtlicher Entscheidungen in Zivil und Handelssachen vom 27. September 1968 
(BGBl. 1972 II, S.  774), in der Fassung des 4. Beitrittsübereinkommens vom 29. November 
1996 (BGBl. 1998 II, S.  1412).

13  Luganer Übereinkommen  über  die  gerichtliche Zuständigkeit  und  die Anerkennung 
und Vollstreckung von Entscheidungen in Zivil und Handelssachen vom 30. Oktober 2007 
(Abl. EU 2009 Nr. L 147, S.  5).
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für Island in Kraft ist. Abgesehen davon beinhaltet auch die EuInsVO14 Zustän
digkeitsvorschriften. Darüber hinaus existieren noch einige weniger bekannte 
europäische Richtlinien15 und Verordnungen16 sowie einige internationale, nicht 
auf Europa beschränkte Sonderabkommen, etwa im Transportrecht17 oder für 
die Haftung auf dem Gebiet der Kernenergie18. Während auf europäischer Ebe
ne das Recht der  internationalen Entscheidungszuständigkeit also weitgehend 
vereinheitlicht wurde, bestehen auf globaler Ebene nur wenige vereinheitlichte 
Regelungen mit lediglich begrenztem Anwendungsbereich. Außerhalb des Gel
tungsbereichs dieser Instrumente bestimmt grundsätzlich jeder Staat selbst und 
nach seinen eigenen Vorschriften, wann und in welchen Fällen seinen Gerichten 
internationale  Entscheidungszuständigkeit  zusteht  –  wir  befinden  uns,  wie 
 Huber19 es formuliert, in einem „anarchischen System“. 

II. Folge des anarchischen Systems: Positive Kompetenzkonflikte  
und fehlende Rechtssicherheit

Bestimmte Erwägungen  können  zu  dem Bestreben  eines  Staates  führen,  die 
Reichweite seiner – wie dargestellt grundsätzlich von ihm autonom geregelten 
– Zuständigkeitsvorschriften möglichst auszudehnen. Hintergrund können ein 
starker Geltungsanspruch  des  jeweiligen Staates,  das Ziel,  inländischen Bür
gern annähernd ausnahmslos ein Prozessieren im Inland zu ermöglichen, Miss
trauen gegenüber anderen Staaten und ihren Justizsystemen und nicht zuletzt 
auch finanzielle Aspekte sein: Gerade in Staaten mit hohen gerichtlichen und 
außergerichtlichen  Kosten  sowie  strengem  Anwaltszwang  können  Prozesse 

14  Verordnung (EG) Nr.  1346/2000 des Rates vom 29. Mai 2000 über Insolvenzverfahren 
(Abl. EU 2000 Nr. L 160, S.  1).

15  Zu nennen ist etwa Art.  6 der „Entsenderichtlinie“, Richtlinie 96/71/EG des Europäi
schen Parlaments und des Rates vom 16. Dezember 1996 über die Entsendung von Arbeitneh
mern  im Rahmen der Erbringung von Dienstleistungen  (ABl. EG 1997 Nr. L 18, S.  1),  in 
Deutschland  umgesetzt  durch  §  6  des  „ArbeitnehmerEntsendegesetzes“  vom  20.04.2009 
(BGBl. 2009 I, S.  799).

16  Etwa die „MarkenVO“, Verordnung (EG) Nr.  207/2009 des Rates vom 26. Februar 2009 
über die Gemeinschaftsmarke (ABl. EU Nr. L 78, S.  1).

17  Etwa das Genfer Übereinkommen über den Beförderungsvertrag  im  internationalen 
Straßengüterverkehr (CMR) vom 19.05.1956 (BGBl. 1961 II, S.  1119) in der Fassung des Pro
tokolls vom 05.07.1978 zur CMR (BGBl. 1980 II, S.  721, 733) und das Montrealer Überein
kommen zur Vereinheitlichung bestimmter Vorschriften über die Beförderung im interna
tionalen Luftverkehr vom 28.05.1999 (BGBl. 2004 II, S.  459).

18  Vgl. Art.  13 des Pariser Übereinkommens vom 29. Juli 1960 über die Haftung gegen
über Dritten auf dem Gebiet der Kernenergie (BGBl. 1975 II, S.  957).

19  Siehe dazu Huber,  in: Jayme (Hrsg.), Kulturelle  Identität und Internationales Privat
recht (2002), S.  51, 63; ders., 25 Nihon University Comparative Law (2008), 57, 62.
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große wirtschaftliche Vorteile mit  sich  bringen.20 Durch die Möglichkeit  zur 
Austragung internationaler Streitigkeiten kann vor allem auch die Attraktivität 
als  internationaler Handelsplatz  steigen.21 Diese Erwägungen können Staaten 
dazu motivieren, sehr weite Zuständigkeitsregeln zu schaffen.22

In vielen Staaten gibt es exorbitante Gerichtsstände23, d. h. Gerichtsstände, 
bei denen kein oder nur ein sehr loser Zusammenhang zwischen Verfahrensge
genstand und Verfahrensort besteht.24 Beispielhaft sind die Vermögensgerichts
stände nach dem deutschen §  23 ZPO25 und der österreichischen Parallelnorm in 
§  99 JN26 sowie die Gerichtsstände nach Art.  14, 15 des französischen Code ci
vil, die allein an die französische Staatsbürgerschaft des Klägers anknüpfen.27 
In den USA kann sich personal jurisdiction über ausländische Beklagte aus den 

20  Eine Auflistung der Staaten, in denen die durchschnittlichen Kosten der Prozessfüh
rung vergleichsweise hoch  sind, findet  sich bei Hodges/Vogenauer/Tulibacka,  in: Hodges/
Vogenauer/Tulibacka (Hrsg.), The Costs and Funding of Civil Litigation (2010), S.  103. Nach 
dieser Studie sind die Kosten (abgesehen von den USA, die nicht Teil der Studie waren) in 
Singapur sowie England/Wales am höchsten. In den USA machen die Gerichts und Anwalts
kosten schätzungsweise  immerhin etwa 2,25 % des Bruttosozialprodukts aus, vgl. Schack, 
Einführung in das USamerikanische Zivilprozessrecht, 4.  Aufl. 2011, Rn.  18.

21 Ehricke, ZZP 105 (1992), 238, 241.
22  Guter  Überblick  bei  Bell,  Forum  Shopping  and  Venue  in  Transnational  Litigation 

(2003), S.  9 ff. 
23  Die exorbitanten Gerichtsstände, welche die nationalen Verfahrensordnungen der EU 

Mitgliedstaaten eröffnen, waren in Anhang I zur EuGVVO a. F. aufgelistet, vgl. dazu Kro-
pholler/von Hein, EuZPR, 9.  Aufl. 2011, Art.  3 EuGVO Rn.  3 ff.; Mankowski, in: Rauscher, 
EuZPR/EuIPR  (Bearb.  2011),  Art.  3  Brüssel  IVO  Rn.  3 ff.  Jetzt  bestimmt  Art.  76  Abs.  1 
lit.  a) EuGVVO n. F., dass die Mitgliedstaaten gegenüber der Kommission die exorbitanten 
Gerichtsstände i. S. v. Art.  5 Abs.  2 und Art.  6 Abs.  2 EuGVVO n. F. zu notifizieren haben.

24  Siehe  auch  Hau,  Positive  Kompetenzkonflikte  im  internationalen  Zivilprozeßrecht 
(1996), S.  21 ff. mit Beispielen; ebenso Schack, IZVR, 6.  Aufl. 2014, Rn.  225 f.

25  Vgl. zum exorbitanten Gerichtsstand nach §  23 ZPO Bittighofer, Der internationale Ge
richtsstand des Vermögens: eine rechtsvergleichende Studie zur Zuständigkeit deutscher Ge
richte aufgrund inländischer Vermögensbelegenheit (1994); Heldrich, Internationale Zustän
digkeit  und  anwendbares  Recht  (1969),  S.  117;  Jasper,  Forum  shopping  in  England  und 
Deutschland (1990), S.  98 ff.; Schack, ZZP 97 (1984), 46; Schumann, ZZP 93 (1980), 408. Für 
die Vereinbarkeit von §  23 ZPO mit dem Völkerrecht vgl. BGH, 12.03.1984, NJW 1984, 2037. 
Seit BGH, 02.07.1991, NJW 1991, 3092 ist jedoch ein hinreichender Inlandsbezug Voraus
setzung  für  die  Begründung  des Vermögensgerichtsstands,  vgl.  dazu Fricke,  NJW  1992, 
3066; Geimer, NJW 1991, 3072; Mark/Ziegenhain, NJW 1992, 3062.

26  Gesetz vom 1. August 1895, über die Ausübung der Gerichtsbarkeit und die Zuständig
keit  der  ordentlichen  Gerichte  in  bürgerlichen  Rechtssachen  (Jurisdiktionsnorm),  RGBl. 
Nr.  111/1895, zuletzt geändert mit BGBl. I Nr.  87/2015.

27  Die französische Cour de cassation hat mit Urteil vom 29.02.2012 (1140.101) entschie
den, dass Art.  14 Code civil keinen verfassungsrechtlichen Bedenken begegne und seine Ver
fassungsmäßigkeit  daher  nicht  vom  Conseil  constitutionnel,  dem  Verfassungsgericht,  zu 
prüfen  sei.  Leitsätze  online  abrufbar  unter  <http://www.legifrance.gouv.fr/affichJuriJudi.
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long-arm statutes der einzelnen bundesstaatlichen Prozessordnungen ergeben. 
Bekanntestes Beispiel ist die gerichtliche Zuständigkeit aufgrund von doing bu-
siness,  also  der  geschäftlichen  Tätigkeit  einer  Partei  im  jeweiligen  Bundes
staat.28 Allerdings können die Bundesstaaten solche long-arm statutes nur im 
Rahmen der verfassungsrechtlichen due process clause erlassen29, welche die 
wichtigste Schranke für die Zuständigkeit USamerikanischer Gerichte bildet. 
Daraus ergibt sich, dass der Beklagte wenigstens minimum contacts zum Ge
richtsstaat haben muss, welche das Ergebnis absichtsvollen Handelns sein müs
sen.30 Der U.S. Supreme Court hat diesbezüglich entschieden, dass minimum 
contacts  auch  dann  vorliegen müssen,  wenn  der  Beklagte  Vermögen  in  den 
USA  hat.31  Außerdem  wird  eine  nachhaltige  Geschäftstätigkeit  (substantial 
contacts) des betroffenen Unternehmens im Gerichtsstaat verlangt.32 Ebenfalls 
prominent sind die Gerichtsstände nach der in den USA geltenden transient-pre-
sence rule, wenn dem Beklagten die Klageschrift bei einem bloß vorübergehen

do?oldAction=rechJuriJudi&idTexte=JURITEXT000025435340&fastReqId=1106077537& 
fastPos=1>.

28  Vgl. Hess, AG 2005, 897, 899 f.; H. Müller, Die Gerichtspflichtigkeit wegen „doing bu
siness“ (1992); Schack, Jurisdictional Minimum Contacts Scrutinized (1983), S.  37 ff.; Schüt-
ze,  RIW  2005,  579,  583.  Vgl.  auch  den  Übersichtaufsatz  von Grothe,  in:  Heldrich/Kono 
(Hrsg.), Herausforderungen des Internationalen Zivilverfahrensrechts (1994), S.  209 ff. Der 
U.S. Supreme Court hat allerdings in seiner Entscheidung vom 27.06.2011 in Goodyear Dun-
lop Tires Operations, S.A. v. Brown, 131 S. Ct. 2846 (2011) die Zuständigkeit der Gerichte 
von North Carolina aufgrund von doing business verneint. In dem zugrunde liegenden Fall 
hatten die Eltern zweier Jungen aus North Carolina, die bei einem Busunglück in der Umge
bung von Paris verstorben waren, in North Carolina Schadensersatzklagen gegen den Her
steller der Autoreifen erhoben und für die internationale Zuständigkeit des dortigen Gerichts 
plädiert,  weil  Tochtergesellschaften  der  Beklagten  einen  Teil  der  ausschließlich  nicht  in 
North Carolina  produzierten Reifen  auch  in North Carolina  vertreiben würden. Der U.S. 
Supreme Court verneinte den für personal jurisdiction erforderlichen ausreichenden Zusam
menhang. Vgl. dazu Feder, 63 South Carolina Law Review (2012), 671. Vgl. außerdem jüngst 
die Entscheidung des U.S. Supreme Court in Daimler AG v. Bauman, 134 S. Ct. 746 (2014), 
in der das Gericht die Anforderungen an die Ausübung von general jurisdiction über auslän
dische Unternehmen  stark  angehoben  hat.  Dazu  vgl. Zekoll/Schulz,  RIW  2014,  321,  326. 
Mehr dazu in Teil I §  5 C. II. 3. b).

29  Vgl. Shaffer v. Heitner, 433 U.S.  186, 212 (1977).
30  Vgl. die Entscheidungen des U.S. Supreme Court vom 24.02.1987 in Asahi Metal Indus-

try Co. v. Superior Court, 480 U.S.  102, 107 S. Ct. 1026, 94 L. Ed. 2d 92 und vom 24.04.1987 
in Helicopteros Nacionales de Colombia, S.A. v. Hall, 466 U.S.  408, 104 S. Ct. 1868, 80 L. 
Ed.  2d 404. Vgl.  auch Eichel, AGBGerichtsstandsvereinbarungen  im deutschamerikani
schen Handelsverkehr (2007), S.  129 ff.; Juenger, 7 Journal of International Law (1992), 383, 
390 f.; Schack, Jurisdictional Minimum Contacts Structinized (1983), S.  1–74.

31 Shaffer v. Heitner, 433 U.S.  186, 207, 212 (1977) und dazu Bernstine, 25 Villanova Law 
Review (1980), 38.

32  Dazu Hess, AG 2005, 897, 900. 
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den Aufenthalt in den USA zugestellt wird.33 Aus kontinentaleuropäischer Sicht 
sind  aber  vor  allem die Fälle  des doing business von  erheblicher  praktischer 
Relevanz.
Umgekehrt gibt es ebenfalls einige Gründe, die gegen eine Ausweitung der 

eigenen  internationalen Zuständigkeit  sprechen. Zu viele Klagen vor  inländi
schen Gerichten können auch zu einer finanziellen und personellen Überlastung 
der Justizressourcen führen. Außerdem kann es im Interesse eines Staates sein, 
Inländer vor Klagen durch ausländische Parteien zu schützen, indem er bei der 
Eröffnung von Gerichtsständen für Klagen von ausländischen Parteien restrik
tiv verfährt.34

Eröffnet kein Staat für eine bestimmte Streitigkeit seine Gerichtsbarkeit, so 
spricht man von einem negativen Kompetenzkonflikt, zu dessen Lösung sich 
ein Staat erbarmen und für eine Notzuständigkeit sorgen muss. Allzu praxis
relevant ist dieser Fall jedoch nicht. Von großer Bedeutung und das anarchische 
System kennzeichnend  ist  vielmehr  erstere Tendenz,  also die großzügige Er
öffnung der  eigenen  internationalen Zuständigkeit,  vor  allem  für  inländische 
Kläger. Das anarchische System führt somit dazu, dass in den meisten grenz
überschreitenden  Streitigkeiten  in mehreren  Staaten  gleichzeitig miteinander 
konkurrierende Gerichtsstände eröffnet sind mit der Folge sog. positiver Kom
petenz konflikte bzw. multi-fora disputes.35 Dies führt dazu, dass sich interna
tional agierende Parteien einer großen Unsicherheit ausgesetzt fühlen können, 
weil sie aufgrund der Zuständigkeit mehrerer Gerichte unterschiedlicher Staa
ten  nicht  vorhersehen  können,  in welchem  Staat  es  zu  einer Klage  kommen 
wird.36

33  Die transient-presence jurisdiction reicht ins neunzehnte Jahrhundert zurück, vgl. die 
Entscheidung des US Supreme Court in Pennoyer v. Neff, 95 U.S.  714 (1877). Für das moder
ne Recht vgl. die Leitentscheidung Burnham v. Superior Court of California, 495 US 604, 
808 ff.  (1990) m. Anm. Born/Jestaedt, RIW 1990, 675 f.; Otte,  IPRax 1991, 262; Peterson, 
IPRax 1991, 267. Vgl. aus der Literatur auch (überwiegend kritisch) Bernstein, in: Festschrift 
Ferid (1978), S.  75 ff.; Cox, 58 Tennessee Law Review (1991), 497; Ehrenzweig, 65 Yale Law 
Journal  (1956),  289;  Eichel,  AGBGerichtsstandsvereinbarungen  im  deutschamerikani
schen Handelsverkehr (2007), S.  127 f.; Hay, University of Illinois Law Review 1990, 593. 
Zur Zuständigkeit der englischen Gerichte wegen auch nur vorübergehender Anwesenheit 
des Beklagten in England vgl. James, Litigation with a Foreign Aspect (2009), Rn.  4.27 ff. 
Aus der englischen Rechtsprechung vgl. die Entscheidungen des High Court vom 20.12.1965 
in Colt Industries, Inc. v. Sarlie [1966] 1 All E.R. 673 und des Court of Appeal vom 09.03.1972 
in Maharanee of Baroda v. Wildenstein [1972] 2 Q.B. 283.

34  Dazu kann er sich der Doktrin vom forum non conveniens bedienen. Dies wird USame
rikanischen Gerichten teilweise vorgeworfen, vgl. dazu Teil I §  5 B. II. 4.

35  Vgl. zu den Begrifflichkeiten Hau, Positive Kompetenzkonflikte im internationalen Zi
vilprozeßrecht (1996), S.  1 ff., 15 ff., 19.

36  Zu der Problematik, dass die Eröffnung exorbitanter Gerichtsstände den Parteien auch 
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III. Regulierung des anarchischen Systems

1. Selbstregulierung des Systems

Völkerrechtlich sind dem anarchischen System, in dem jeder Staat grundsätz
lich selbst über die Reichweite seiner internationalen Zuständigkeit bestimmt, 
nach der herrschenden Meinung keine Grenzen gesetzt.37 Ebenso wenig gibt es 
eine übergeordnete Instanz, welche die Verteilung der Zuständigkeiten zu über
wachen befugt wäre.38 Dennoch gibt es bestimmte Mechanismen, welche das 
anarchische System regulieren.39

Zunächst  existiert  ein  der weltweiten Anarchie  immanenter Regelungsme
chanismus: Denn zwar kann jeder Staat bei der Normierung seines Zuständig
keitssystems seine eigenen Wertungen und Kriterien heranziehen und innerhalb 
seines Machtbereichs durchsetzen. Er kann aber darüber hinaus nicht erwarten, 
dass andere Staaten diese Wertungen bei der Ausgestaltung ihrer eigenen Zu
ständigkeitsregeln  ebenfalls  beachten.40 Ohnehin  nutzt  dem Kläger  eine Ent
scheidung häufig dann nichts, wenn sie im Ausland nicht anerkannt und voll
streckt  werden  kann.  Gerade  im  (Wohn)Sitzstaat  des  Beklagten wird meist 
dessen Vermögen belegen sein, sodass es dem Kläger auf eine Vollstreckung in 
diesem Staat ankommen wird. Die Anerkennung als Voraussetzung zur Erlan

Unsicherheiten bezogen auf das voraussichtlich anwendbare Sachrecht beschert, vgl. Corde-
ro-Moss, International Commercial Contracts (2014), S.  158 ff.

37  Vgl. BVerfGE 64, 1, 71 vom 12.04.1983 (National Iranian Oil Company): „Jenseits der 
Möglichkeiten der gebotenen völkerrechtskonformen Auslegung der die deutsche internatio
nale Zuständigkeit betreffenden deutschen Vorschriften durch die Gerichte ist es – im Rah
men des Art.  25 GG – Sache des Gesetzgebers,  rechts oder wirtschaftspolitisch als uner
wünscht erachtete Ausgestaltungen der deutschen internationalen Zuständigkeit zu ändern.“ 
In diese Richtung auch BGH, 12.03.1984, NJW 1984, 2037. Vgl. die weiteren Nachweise bei 
Huber, 25 Nihon University Comparative Law (2008), 57, 62 Fn.  17. Vgl. andererseits aber 
auch P. Gottwald, in: Festschrift Habscheid (1989), S.  119, 130; Hess, Staatenimmunität bei 
Distanzdelikten (1992), S.  380 f., 423; Mark/Ziegenhain, NJW 1992, 3062, 3064 f.

38 Huber, 25 Nihon University Comparative Law (2008), 57, 62 m. w. N.
39  Die  verschiedenen Mechanismen,  die Geimer,  in: Geimer/Schütze,  EuZVR,  3.  Aufl. 

2010, Art.  23 EuGVVO Rn.  5 ff. als „Feinsteuerung“ des groben Rasters der Zuständigkeiten 
bezeichnet, können dabei selbstverständlich nebeneinander stehen. Auch von Mehren spricht 
(vor allem im Zusammenhang mit der forum non conveniensDoktrin) von „finetuning“, vgl. 
Theory and Practice of Adjudicatory Authority in Private International Law (2003), Kap.  4.

40  Vgl. insofern Huber, 25 Nihon University Comparative Law (2008), 57, 62 f.: „Wir kön
nen zwar frei über die Wertungen und Kriterien entscheiden, anhand derer wir über Ange
messenheit oder Unangemessenheit einer Zuständigkeitsordnung urteilen, und wir können 
diese Wertungen bei der Ausgestaltung unserer eigenen Entscheidungszuständigkeiten auch 
umsetzen. Wir können aber nicht erwarten, dass die anderen Staaten  ihre Zuständigkeits
regeln an ähnlichen Maßstäben ausrichten oder auf die deutschen Regelungen Rücksicht neh
men.“
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gung eines vollstreckbaren Titels setzt aber in vielen Staaten voraus, dass die 
internationale Entscheidungszuständigkeit des Staates, dessen Gericht entschie
den hat, nach den eigenen Regeln bestanden hat (sog. Spiegelbildprinzip bzw. 
mirror principle).41 Das Spiegelbildprinzip beruht im Grunde auf einem einfa
chen Gleichbehandlungsgedanken.42 In Deutschland wurde es in §  328 Abs.  1 
Nr.  1 ZPO und §  109 Abs.  1 Nr.  1 FamFG normiert.43 In anderen Staaten, z. B. in 
England44 und in der Schweiz45, wird noch strenger vorgegangen und nicht in 
jedem Fall, in dem nach den eigenen Regeln Zuständigkeit bestanden hätte, die 
ausländische Entscheidung anerkannt. In England bestimmt Sec. 32 (1) des Civil 
Jurisdiction and Judgments Act 1982 sogar ausdrücklich, dass ein unter Verlet
zung einer ausschließlichen Gerichtsstandsvereinbarung ergangenes ausländi
sches Urteil – unbeschadet der Regeln der EuGVVO – nicht anerkannt und voll

41  Das Spiegelbildprinzip gilt jedoch nicht in jedem Staat. So werden z. B. in Frankreich 
auch ausländische Entscheidungen anerkannt, obwohl nach dem französischen Recht keine 
Zuständigkeit bestanden hätte, wenn ein hinreichend enger Bezug des Falls zum Primärge
richt bejaht werden kann, vgl. Silbermann,  19 King’s Law Journal  (2008), 253, 256. Zum 
französischen Anerkennungsrecht vgl. generell Kessedijan, in: Walter/Baumgartner (Hrsg.), 
Civil Procedure in Europe: Recognition and Enforcement (2000), S.  185. Auch im vereinheit
lichten europäischen Recht gilt das Spiegelbildprinzip grundsätzlich nicht, vgl. Art.  35 Abs.  3 
EuGVVO a. F. (bzw. Art.  45 Abs.  3 EuGVVO n. F.) und arg. e contr. Art.  35 Abs.  1 EuGVVO 
a. F. (bzw. Art.  45 Abs.  1 lit.  e) EuGVVO n. F.) sowie auch Art.  24 EuEheVO.

42 P. Gottwald, in: MünchKomm ZPO, 4.  Aufl. 2013, §  328 Rn.  82; S. Gottwald, ZZP 95 
(1982), 3, 10 f.; Schärtl, Das Spiegelbildprinzip im Rechtsverkehr mit ausländischen Staaten
verbindungen (2005), S.  30.

43  Vgl. dazu Coester-Waltjen, in: Liber amicorum R. M. Buxbaum (2000), S.  101; Fricke, 
Anerkennungszuständigkeit  zwischen  Spiegelbildgrundsatz  und  Generalklausel  (1990); 
 Geimer, Zur Prüfung der Gerichtsbarkeit und der internationalen Zuständigkeit bei der An
erkennung  ausländischer Urteile  (1966); S. Gottwald, ZZP 103  (1990),  257; Hau,  Positive 
Kompetenzkonflikte im internationalen Zivilprozeßrecht (1996), S.  92 f.; Schärtl, Das Spie
gelbildprinzip  im Rechtsverkehr mit ausländischen Staatenverbindungen (2005); Schönau, 
Die Anerkennung von Urteilen aus Mehrrechtsstaaten nach §  328 Abs.  1 ZPO am Beispiel 
der  USA  und  Kanadas  (2009);  Schreiner,  Die  internationale  Zuständigkeit  als  Anerken
nungsvoraussetzung nach §  328 I Nr.  1 ZPO unter besonderer Berücksichtigung des Spiegel
bildprinzips (2001). Ebenso findet sich das Spiegelbildprinzip z. B.  im italienischen Recht, 
vgl. dazu Silbermann, 19 King’s Law Journal (2008), 253, 255 und Schack, IZVR, 6.  Aufl. 
2014, Rn.  922, und im japanischen Recht, vgl. Takahashi, 10 Yearbook of Private Internatio
nal Law (2008), 57, 76. 

44  Zur  Prüfung  der  Zuständigkeit  des  ausländischen Gerichts  im  englischen Anerken
nungsrecht vgl. Collier, in: Walter/Baumgartner (Hrsg.), Civil Procedure in Europe: Recog
nition and Enforcement (2000), S.  131; Fawcett/Carruthers, in: Cheshire, North & Fawcett, 
Private International Law, 14.  Aufl. 2008, S.  513 ff.; Peiffer, Schutz gegen Klagen im forum 
derogatum (2013), S.  378 ff.; Silbermann, 19 King’s Law Journal (2008), 253, 256 m.w.N

45  Für die Schweiz vgl. Walther, in: Walter/Baumgartner (Hrsg.), Civil Procedure in Euro
pe: Recognition and Enforcement (2000), S.  541.
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streckt werden kann. Ein Staat, der sich zu weitläufige Zuständigkeiten anmaßt, 
hat also damit zu rechnen, dass die Entscheidungen seiner Gerichte im Ausland 
mangels Anerkennungszuständigkeit oft nicht anerkannt und damit auch nicht 
vollstreckt werden können. Der Kläger, dem die Wahl zwischen mehreren kon
kurrierenden Gerichtsständen eröffnet  ist, wird also kaum vor einem solchen 
Gericht klagen. Das anarchische System reguliert sich somit auf gewisse Weise 
selbst.46 
Allerdings  bestehen  positive  Kompetenzkonflikte  nicht  nur  aufgrund  von 

exorbitanten Gerichtsständen,  sondern  sind die  zwingende Folge der Koexis
tenz verschiedener Rechtsordnungen. Selbst wenn die Zivilprozessordnungen 
der einzelnen Staaten keine allzu weiten Zuständigkeiten vorsehen, kann es so
gar bei einer ausschließlichen Geltung des Grundsatzes actor sequitur forum rei 
zu einem positiven Kompetenzkonflikt kommen, wenn nämlich beide Parteien 
am (Wohn)Sitz der jeweils anderen Partei Klage erheben.47 Die Selbstregulie
rung  als  Folge  der  von  den  Parteien  durchgeführten  Anerkennungsprognose 
besteht mithin nur grundsätzlich, hat aber nicht zur Folge, dass die Parteien in
ternationaler Streitigkeiten sicher mit einem bestimmten Forumsstaat rechnen 
können. 

2. Gerichtliches Ermessen

Eine weitere Möglichkeit, um die notwendige Feinsteuerung des anarchischen 
Systems zu erreichen, besteht darin, dem Richter bei der Bestimmung der inter
nationalen Zuständigkeit einen größeren Ermessensspielraum zu eröffnen. Da
runter fällt insbesondere die ursprünglich aus Schottland48 stammende Doktrin 
vom forum non conveniens.49 Die Doktrin ermöglicht es dem angerufenen Ge

46  Vgl.  Huber,  in:  Jayme  (Hrsg.),  Kulturelle  Identität  und  Internationales  Privatrecht 
(2002), S.  51, 63.

47 Hau, Positive Kompetenzkonflikte im internationalen Zivilprozeßrecht (1996), S.  15 ff., 
19.

48  Vgl. grundlegend die schottischen Entscheidungen in Longworth v. Hope [1864–1865] 
3 S.C.  (Macpherson) 1049; Macadam v. Macadam  [1872–1873] 11 S.C.  (Macpherson) 860 
sowie [1891–1892] 19 S.C. (Rettie) 665 und dazu Huber, Die englische forumnonconveni
ensDoktrin und ihre Anwendung im Rahmen des Europäischen Gerichtsstands und Voll
streckungsübereinkommens (1994), S.  46 ff.

49  Vertiefend zur forum non conveniensDoktrin vgl. Barret, 35 California Law Review 
(1947), 380; Bell, Forum Shopping and Venue in Transnational Litigation (2003), S.  149 ff.; 
Birnbaum/Dunham, 16  Brooklyn  Journal  of  International  Law  (1990),  241; R. Brand,  37 
Texas International Law Journal (2002), 467; R. Brand/Jablonski, Forum Non Conveniens: 
History, Global Practice, and Future under the Hague Convention on Choice of Court Agree
ments (2007); Briggs, Lloyd’s Maritime and Commercial Law Quarterly 2005, 378; Dorsel, 
Forum non conveniens: Richterliche Beschränkung der Wahl des Gerichtsstandes im deut
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richt, seine an sich eröffnete internationale Zuständigkeit nicht in Anspruch zu 
nehmen, wenn  es  der Ansicht  ist,  ein  anderes Gericht  sei  für  das Verfahren 
besser geeignet.50 Es obliegt dabei dem Ermessen des angerufenen Gerichts, zu 
entscheiden, ob es ein anderes appropriate and convenient forum gibt.51 
Ermessenskriterien bei der Entscheidung des Richters können einerseits pri

vate  Interessen, wie  die  unterschiedlichen  Interessen  und Lasten  von Kläger 
und Beklagtem oder auch Zeugen, der Zugang zu Beweismitteln, die Kosten des 
Verfahrens und für Zeugenladungen, die Anerkennungsfähigkeit des ergehen
den Urteils  im Ausland sowie die Folgen des anwendbaren Sachrechts sein.52 
Andererseits fließen aber auch öffentliche Aspekte in die Ermessensabwägung 
ein, etwa die Arbeitsbelastung des Gerichts oder das Interesse, heimischen Be
klagten  inländischen Rechtsschutz  zu  gewähren  bzw.  lokale Konflikte  selbst 
auszutragen oder aber heimische Parteien vor der Beklagtenrolle zu schützen.53 
Dabei bieten ermessensbasierte Konzepte wie die Doktrin vom forum non con-
veniens  vor  allem  eine  Korrekturmöglichkeit  der  Gerichtszuständigkeit  auf
grund eines exorbitanten Gerichtsstands.54 Das Gericht kann mittels der forum 
non conveniensDoktrin einen gerechten Ausgleich für die Fälle suchen, in de
nen ein Kläger die weiten Zuständigkeiten missbräuchlich ausnutzt, obwohl der 
Rechtsstreit keine Beziehung zu dem Gericht hat.55

schen und amerikanischen Recht (1996); Huber, Die englische forumnonconveniensDok
trin und ihre Anwendung im Rahmen des Europäischen Gerichtsstands und Vollstreckungs
übereinkommens (1994); James, Litigation with a Foreign Aspect (2009), Rn.  10.7 ff.; Peel, 
Lloyd’s Maritime and Commercial Law Quarterly 2005, 363; Robertson, 103 Law Quarterly 
Review (1987), 398; Spiro, 13 The Comparative and International Law Journal of Southern 
Africa  (1980),  333; Stein,  133 University  of  Pennsylvania Law Review  (1985),  781; M. G. 
Stewart, 74 California Law Review (1986), 1259; Weiner, 64 Fordham Law Review (1995–
1996), 845; Weintraub, 9 Texas International Law Journal (1994), 321.

50  Definition entnommen von Huber, Die englische forumnonconveniensDoktrin und 
ihre Anwendung im Rahmen des Europäischen Gerichtsstands und Vollstreckungsüberein
kommens (1994), S.  25.

51 Schütze, Rechtsverfolgung im Ausland, 4.  Aufl. 2009, Rn.  104. Überblick bei Schack, 
IZVR, 6.  Aufl. 2014, Rn.  560 ff.

52 Eichel, AGBGerichtsstandsvereinbarungen  im  deutschamerikanischen Handelsver
kehr (2007), S.  134; Haß/Zerr, RIW 2005, 721, 723; Huber, Die englische forumnoncon
veniensDoktrin  und  ihre Anwendung  im Rahmen des Europäischen Gerichtsstands  und 
Vollstreckungsübereinkommens (1994), insb. S.  120 ff.

53 Eichel, AGBGerichtsstandsvereinbarungen  im  deutschamerikanischen Handelsver
kehr (2007), S.  134; Schack, Einführung in das USamerikanische Zivilprozessrecht, 4.  Aufl. 
2011, S.  35 mit Rechtsprechungsnachweisen. 

54  Ähnlich auch Hess, AG 2005, 897, 900. Vgl. zum Verhältnis zur long-arm jurisdiction 
z. B. Morley, 68 Northwestern University Law Review (1973–1974), 24. 

55 Eichel, AGBGerichtsstandsvereinbarungen  im  deutschamerikanischen Handelsver
kehr (2007), S.  134; R. Wagner, IPRax 2001, 533, 535.
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Die Lehre vom forum non conveniens hat sich außer in den USA56 etwa auch 
– allerdings erst in den 1980er Jahren – in England57 und in Irland58 durchge
setzt. Die Lehre existiert ebenfalls, wenn auch weniger stark ausgeprägt, in an
deren Rechtsordnungen, z. B. im singapurischen und israelischen Recht sowie 
ansatzweise  in der Schweiz59 und in Österreich nach der Rechtsprechung des 
OGH zu §  99 JN.60 In den USA wird sie sowohl vom Supreme Court als auch 
von den Gerichten der Einzelstaaten angewendet. Lediglich in New York wird 
eine große Zurückhaltung an den Tag gelegt, wohl um die New Yorker Gerichte 
als neutrale Gerichtsstände in Handelssachen attraktiver zu machen.61 Dort ist 
die Abweisung einer Klage aus Gründen des forum non conveniens verboten, 
wenn die Parteien New Yorker Recht gewählt haben und über Streitigkeiten aus 
Verträgen im Wert von mindestens einer Million US$ prozessieren wollen.62 
Dagegen findet die forum non conveniensDoktrin im deutschen Recht keine 

Anwendung.63 Auch  auf  europäischer Ebene  ist  es  seit  der Entscheidung des 
EuGH auf eine Vorlage des englischen Court of Appeal64  in der Rechtssache 
Owusu65 unzulässig, dass sich ein mitgliedstaatliches Gericht mit der Begrün

56  Grundlegend Gulf Oil Corp. v. Gilbert, 330 U.S.  501 (1947); Piper Aircraft Co. v. Rey-
no,  454 U.S.  235  (1981). Vgl.  außerdem Berger, RabelsZ  41  (1977),  39; Blum,  Forum non 
con veniens (1979), S.  40 f.; Dorsel, Forum non conveniens: Richterliche Beschränkung der 
Wahl des Gerichtsstandes im deutschen und amerikanischen Recht (1996); Reus, RIW 1991, 
542. Mehr zur Rechtslage in den USA in Teil I §  5 C. II. 3. b), D. II. 4.

57  Vgl. grundlegend The Abidin Daver [1984] A.C. 398, 411. Zu den Ermessenskriterien, 
die in England eine Rolle spielen, vgl. Spiliada Maritime Corp. v. Cansulex Ltd [1986] 3 All 
E.R. 843 (H. L.) und Lubbe v. Cape plc [2000] 4 All E.R. 268 (H. L.) und dazu Hau, Positive 
Kompetenzkonflikte im internationalen Zivilprozeßrecht (1996), S.  119 f.; Huber, Die engli
sche  forumnonconveniensDoktrin  und  ihre  Anwendung  im  Rahmen  des  Europäischen 
Gerichtsstands  und Vollstreckungsübereinkommens  (1994),  insb.  S.  53 ff.;  Jasper,  Forum 
shopping in England und Deutschland (1990), S.  58 ff.; Kronke, RIW 1977, 613.

58  Vgl.  etwa die Entscheidung des  irischen Supreme Court  in  Intermetal Group Ltd & 
Trans-World (Steel) Ltd v. Worslade Trading Ltd [1998] I L Pr 765.

59  Das folgt im Umkehrschluss aus Art.  5 IV (3) IPRG.
60  Vgl. insgesamt Schütze, Rechtsverfolgung im Ausland, 4.  Aufl. 2009, Rn.  108 f. m. w. N. 

Zur Rezeption der Lehre vom forum non conveniens in Deutschland vgl. auch Jasper, Forum 
shopping in England und Deutschland (1990), S.  119 ff.

61  Zum New Yorker Recht vgl. Eichel, AGBGerichtsstandsvereinbarungen im deutsch 
amerikanischen Handelsverkehr (2007), S.  136, 200 ff.; Schack, Einführung in das USame
rikanische Zivilprozessrecht, 4.  Aufl. 2011, S.  36 m. w. N. in Fn.  301.

62  NY CPLR §  327 i. V. m. §  5–1402 General Obligations Law.
63 Geimer, IZPR, 7.  Aufl. 2015, Rn.  1075 ff.; Rosenberg/Schwab/P. Gottwald, Zivilprozes

srecht, 17.  Aufl. 2010, S.  186; Schack, RabelsZ 58 (1994), 40, 41 ff.
64  Court of Appeal vom 19.06.2002  (Leitsätze abgedruckt  in RIW 2002, 721 m. Anm. 

Thiele, RIW 2002, 696).
65  EuGH,  01.03.2005, Rs. C281/02  (Andrew Owusu/N. B. Jackson, Inhaber der Firma 

„Villa Holidays Bal-Inn Villas“, u. a.), Slg. 2005, I1383 und dazu Dickinson, in: de Vareil
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dung, die Gerichte eines anderen Staates seien für die Entscheidung in der Sa
che besser geeignet, seiner Gerichtszuständigkeit nach der EuGVVO entzieht. 
Der EuGH entschied hier, die Zuständigkeit nach Art.  2 Abs.  1 EuGVVO a. F. 
sei zwingender Natur66 und verbiete eine Anwendung des ermessensbasierten 
forum non conveniensGrundsatzes,  und  zwar  auch dann, wenn, wie  in dem 
zugrunde liegenden Fall, nur ein einziger Mitgliedstaat betroffen sei.67 Auf eu
ropäischer Ebene bleibt Raum für Ermessen grundsätzlich nur im Rahmen des 

lesSommières (Hrsg.), Forum Shopping in the European Judicial Area (2007), S.  115, 127 ff.; 
Heinze/Dutta, IPRax 2005, 224; Huber/Stieber, ZZP Int. 10 (2005), 277; Mayer, in: de Vareil
lesSommières (Hrsg.), Forum Shopping in the European Judicial Area (2007), S.  137; Rau-
scher/Fehre, ZEuP 2006, 463; de Vareilles-Sommières, in: de VareillesSommières (Hrsg.), 
Forum Shopping in the European Judicial Area (2007), S.  101.

In diesem Fall war der  in England wohnhafte Andrew Owusu bei einem Aufenthalt  in 
Jamaica  verletzt worden  und  verklagte  daraufhin  den  ebenfalls  in  England  beheimateten 
N. B. Jackson (sowie fünf jamaikanische Beklagte) vor einem englischen Gericht auf Scha
densersatz. Nachdem die Beklagten eine Klageabweisung nach dem Grundsatz des  forum 
non conveniens beantragt hatten, legte der Court of Appeal die Frage nach der Vereinbarkeit 
der Doktrin mit der EuGVVO dem EuGH vor. Wenig überraschend entschied der Gerichts
hof, der die Zuständigkeit der englischen Gerichte begründende Art.  2 Abs.  1 EuGVVO a. F. 
sei zwingender Natur und verbiete eine Anwendung des ermessensbasierten forum non con-
veniensGrundsatzes, und zwar obwohl in dem zugrunde liegenden Fall neben dem Vereinig
ten Königreich kein weiterer Mitgliedstaat betroffen war. Die Entscheidung betrifft damit 
zwar keine Gerichtsvereinbarungen nach Art.  23 EuGVVO a. F., ihr wurde aber ein – richti
gerweise nicht bestehender – Effekt für Zuständigkeitsvereinbarungen zugunsten nicht mit
gliedstaatlicher  Gerichte  oder  Schiedsgerichte  nachgesagt.  Denn  wenn  Art.  2  Abs.  1  der 
EuGVVO a. F. zwingender Natur ist und nur durch die von der EuGVVO selbst eröffneten 
ausschließlichen Zuständigkeiten durchbrochen werden kann, könnte daraus gefolgert wer
den, dass bei einer ausschließlichen Zuständigkeitsvereinbarung zugunsten drittstaatlicher 
Gerichte bzw. bei einer Schiedsvereinbarung ein nach Art.  2 Abs.  1 EuGVVO a. F. angerufe
nes mitgliedstaatliches Gericht die Klage ohne Rücksicht auf die anderslautende Gerichts
stands  oder  Schiedsvereinbarung  anzunehmen  hätte.  Denn  diese  Vereinbarungen  fallen 
nicht in den Anwendungsbereich der EuGVVO und würden daher bei strenger Auslegung der 
in Owusu  statuierten Grundsätze  auch nicht den  zwingenden Charakter des Art.  2 Abs.  1 
EuGVVO a. F. beschneiden können. Vgl. zu der Problematik Briggs, Lloyd’s Maritime and 
Commercial Law Quarterly 2005, 378, 382; ders., Agreements on Jurisdiction and Choice of 
Law  (2008),  S.  290 ff.; Bříza,  5  Journal  of  Private  International  Law  (2009),  537,  543 ff.; 
 Fentiman, 43 Common Market Law Review (2006), 705; Knight, 66 Cambridge Law Journal 
(2007), 288.

66  Auch vor der Entscheidung des EuGH wurde schon eine die  forum non conveniens 
Doktrin ausschließende Justizgewährungspflicht anerkannt, wenn eine Zuständigkeit nach 
den Art.  2 ff. EuGVVO a. F. bestand, vgl. Geimer, WM 1976, 830, 835 f.; Huber, RIW 1993, 
977; ders., Die englische forumnonconveniensDoktrin und ihre Anwendung im Rahmen 
des  Europäischen  Gerichtsstands  und  Vollstreckungsübereinkommen  (1994),  S.  169 ff.; 
Schlosser, EuZPR, 2.  Aufl. 2002, Vor Art.  2 EuGVVO Rn.  6.

67  Vgl. Geimer, in: Geimer/Schütze, EuZVR, 3.  Aufl. 2010, Art.  23 EuGVVO Rn.  180. 


